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Rüdiger llachtmann 

ZUR LAGE DER INDUSTRIEARBEITERSCHAFT IM RUHRGEBIET 
WÄHREND DER NS-ZEIT 

„Volksgemeinschaft statt Klassenkampf" - so und ähnlich suchten die Nationalso-
zialisten ihre Vorstellungen von einer neuen Arbeits- und Sozialordnung zu umreißen. 
Zwar wurden - aller NS-Propaganda zum Trotz - die sozialen Gegensätze zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern während des ,Dritten Reiches' keineswegs aufgeho-
ben; indessen gelang es dem NS-Regime erfolgreich, die deutsche Arbeiterschaft so 
weit zu ,bändigen', daß von dieser keine. den riistungskonjunkturellen Aufschwung ab 
1934 gefährdende oder gar das NS-System destabilisierende ,Unruhe' ausging. Wa-
rum dies gelang, welche politischen, rechtlichen, ideologischen und wirtschaftlichen 
Faktoren dafür verantwortlich waren, soll im folgenden in groben Zügen - vornehm-
lich am Beispiel der Eisen und Stahl erzeugenden sowie metallverarbeitenden Indu-
strie des Ruhrreviers - skizziert werden. 

* 
Die rasche und gewaltsame Zerstörung der organisierten Arbeiterbewegung - die 

bereits zuvor aufgrund tiefer politischer Spaltung und vor dem 1-1 intergrund der unge-
heuren Arbeitslosigkeit in ihrer Widerstandskraft weitgehenu paralysiert war - schuf 
uie Voraussetzung für eine grunulegende Veränderung der politischen um! rechtlichen 
Stellung der Arbeitnehmer gegenüber Unternehmern und Staat. Mit der gewaltsamen 
Auflösung der Gewerkschaften und der Gründung der Deutschen Arbeitsfront (DAF) 
in den ersten Maitagen des Jahres 1933 waren entscheidende Fakten geschaffen wor-
den. Das am 20. Jan. 1934 erlassene ,Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit' 
(AOG) brachte dann in kaum mißzuverstehender Deutlichkeit zum Ausdruck, daß die 
in der Weimarer Republik erkämpften Mitspracherechte der Arbeiterbelegschaften er-
satzlos aufgehoben werden sollten; im ~ 1 dieses „ Grundgesetzes der Arbeit" wurden 
die Arbeiter und Angestellten zur „Gefolgschaft" degradiert, der Unternehmer dage-
gen zum „Führer des Betriebes" erklärt; der ~2 stellte klar, dall der Unternehmer als 
„Führer des Betriebes („.) der Gefolgschaft gegeniiber in allen betrieblichen Angele-
genheiten" zu entscheiden, die ,Gefolgschaft' „ihm die in der Betrieh.1'}~1'111ei11sclwfi 

begründete Treue zu halten" habe. 
Der Begriff der ,Betriebs-' oder ,Werksgemeinschaft' war freilich keine Erfindung 

der Nationalsozialisten; vielmehr kniiplie das NS-Regime mit diesem Begriff und den 
damit verbundenen Inhalten an alte, autorit;ir-patriarchalische Traditionen an, wie sie 
sich in Deutschland während des 19. Jahrhunderts nicht zuletzt in der Schwerindustrie 
des Ruhrreviers herausgebildet hatten. Dies war erstens auf den wichtigsten Inspirator 
und Mitverfasser des AOG, Werner Mansfeld zuriickzufiihren: Mansfeld, im Mai 
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1933 von Reichsarbeitsminister Seldte als Ministerialdirektor ins Reichsarbeitsministe-
rium berufen, war seit Nov. 1924 als Justitiar des Vereins für die bergbaulichen Inter-
essen in Essen tätig gewesen; er wurde durch diese Tätigkeit in seinen arbeitsrechtli-
chen Vorstellungen entscheidend geprägt.! Zweitens hatte die ,Werksgemeinschafts'-
Ideologie als Alternative zur rationalen Vermittlung von Interessengegensätzen mittels 
starker Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände sowie von Betriebsräten bereits in 
der Weimarer Republik eine Renaissance erfahren. Insbesondere das Anfang Oktober 
1925 gegründete ,Deutsche Institut für technische Arbeitsschulung' (DINTA), in des-
sen Vorstand und Verwalungsrat führende Vertreter der rheinisch-westfälischen 
Schwerindustrie (u.a. A. Vögler, P. Reusch und F. Springorum) saßen, suchte die 
„Seele des Arbeiters", die durch ein „verderbliches Gift", das Gewerkschaften und 
Arbeiterparteien in die „Herzen" der Arbeiter „hineingeträufelt" hätten, erkrankt sei, 
durch die Reaktivierung von ,Werksgemeinschaften' und die Wiederherstellung der 
unangefochtenen Stellung des ,Betriebsführers' zu retten: „Der heilende Griff in den 
Krebs der Zwietracht, die unser Volk lähmt, ist der Aufbau einer neuen Werksge-
meinschaft. An Stelle der horizontalen Trennung in feindliche Lager, die den natürli-
chen Zusammenhang zerreißt, schaffen wir ( ... ) die vertikale Verklammenmg aller 
mit dem Werk verbundenen zu gemeinsamem Schicksal. Die ( ... ) Betonung des Bin-
denden, des schicksalhaft Verschlungenen wird die Kräfte freimachen, die Not zu 
wenden." Der „Führer des Unternehmens" als „Erzieher seiner Belegschaft" („ .) 
trägt auf seinen Schultern das unbedingte Vertrauen aller Werksangehörigen. An sei-
nem Wort ist nicht zu rütteln und zu deuteln. Führer sein, heißt, Richtung und Weg 
zu bestimmen. Erfolgreiche Führerschaft ist nur da möglich, wo der Initiative und 
Schaffenskraft der leitenden Persönlichkeit weitestgehende Auswirkungsmöglichkeiten 
gegeben sind. Alles was diese Auswirkungsmöglichkeiten hemmt, („.) (z.B.) Mitbe-

1 Politisch stand Mansfeld (geb. 1893) seit 1918 auf der Rechten, er war jedoch kein ,alter 
Kämpfer': Nach Aktivitäten im Freikorps im Zusammenhang mit der Niederschlagung der Ar-
beiteraufstände im Ruhrgebiet und <ler Teilnahme am Kapp-Putsch trat er 1922 dem „Stahl-
helm" bei. Die enge Beziehung zum ,Stahlhelm'-Führer Sel<lte war es wohl auch, <lie diesen 
veranlaßte, Mansfeld 1933 in <las Reichsarbeitsministerium (RAM) zu berufen. Erst Ende April 
1933 trat Mansfeld - gleichzeitig mit Sel<lte - der NSDAP bei. In der Folgezeit entwickelte sich 
Mansfeld zum „starken Mann" im RAM. 1936 wurde Mansfeld neben seiner Funktion im 
RAM zum Leiter der Arbeitsgruppe „Arbeitseinsatz" beim „Beauftragten für den Vierjahres-
plan" und Anfang 1942 - gewissermaßen als Vorgänger Sauckels - kurzzeitig zum „Generalbe-
vollmächtigten für den Arbeitseinsatz"; nachdem er in dieser Funktion erfolglos blieb, trat er 
von allen seinen staatlichen Funktionen zurück und in führende Funktionen der Privatindustrie 
ein (u.a. als Vorstandsmitglied in <lie Salzdetfurth AG). 
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stimmungsrechte und Befugnisse von unten, legt uie produktive Führerschaft unwei-
gerlich lahm. "2 

Die ,Werksgemeinsd1aften' wiederum - so führte z.B. ein Referent auf einer Ta-
gung der ,Freunde des DINTA' Mitte Oktober 1931 aus - sollten das „Fundament der 
Volksgemeinschaft" darstellen: „Wie in der Werksgemeinschaft muß auch hier <in der 
„ Volksgemeinschaft", R. H .) das binuende Element gestiirkt, das trennende in den 
Hintergrund gedrängt werden. Der gleiche Geist, der im kleineren Rahmen des Wer-
kes den Führeranspruch mit seiner vollen persönlichen Verantwortung moralisch un-
terbaut, muß auch für das Wirtschaften des Gesamtvolkes gelten. Dien<;t am Werk -
Dienst am Volk: Sie fließen aus der gleichen ethischen Wurzel. "3 

Durch das ,Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit' wurden nur ,,Ciedankengün-
ge Allgemeingut („.), für deren Durchsetzung uas DINTA seit Jahren geUmpft hat", 
wie die „Deutsche Bergwerkszeitung" Mitte Februar 1935 rückblickend feststellte.·1 

Die Repräsentanten lies DINTA ihrerseits sahen sich durch den „Sieg der nationalso-
zialistischen Revolution" gleichsam „aus einer belagerten Festung befreit" s 

Nicht nur ideologisches Vokabular, auch die Tätigkeitsfelder des DINTA wiesen 
auffällige Ähnlichkeiten mit dem Selbstverständnis und den Arbeitsbereichen der spü-
teren DAF auf: Die vorn DINTA zum Teil in eigenen Lehrwerkstätten forcierte Aus-
bildung „hochwertiger" und „ wendiger" Facharbeiter sowie überhaupt die Bereitstel-
lung von Möglichkeiten für den „Aufstieg des einzelnen auf Cirund von Leistung und 
Bewährung", die gezielte Fiirderung besonders „leistungswilliger" Arbeiter suchte die 
DAF später unter anderem über den ,Reichsherufswettkampf' reichsweit auszudehnen. 
„Arbeitsanalysen", in deren Zentrum uie Feststellung der „spezitlsch(en) Kiirperhefä-
higung, handwerklich(en) Anlage, Intelligenz und arbeitscharakterlich(en) Eigentülll-
lichkei(ten)" standen, gekoppelt mit „psychotechnischen Eignungsprüfungen·· wiesen 
auffallende Ähnlichkeiten lllit den Zielen des in erster Linie in der !lletallverarheiten-
den Industrie titigen ,Reichsausschufl für J\rbeitszeiterlllittlung· (seit J<).15: ,Arbeits-
zeitstudien', kurz: REF J\) auf und standen Pate beilll ,Lohnkatalog Eisen und Metall', 
der unter Mitwirkung des ,Arheitswissenschaftlichen Instituts' der DAF ausgl~arheitet 
und im Frühjahr 1942 der metallverarbeitenden Industrie zur Einführung vorgelegt 

2 Zitate aus: Walter Dykkerhoff: Zur VolksgL'Jlleinschah. In: A1h:1tssdwlung (AS) l'l.l2/ 
H.l, S. 5; Helmut Stein: Unternehmer und Arheitshestgl'staltung. In: AS t<J:ll/11.2, S. ·l.l. 

3 Dykkerhoff: Ebd„ S. 7. 
4 Nicht zufällig bestanden lange vor 1933 auch personelle Vnhindung<'n 1.wischen Dl NTA 

und NSDAP (vgl. z.l3. Carl Amhold: Die Aufgaben lks DINTA im neuL·n R.:1ch. In: AS l'l34/ 
H.l, S. 6). 

5 Carl Amhold: Die Aufgaben des Dinta in der Deutschen Arbeitsfront. In: lkr Arkitge-
ber 1933, S. 256; vgl. ferner z.B. tkrs.: Die Erziehungsaufgabe des Dinla in dn Deutschen 
Arbeitsfront. In: AS 1933, 1-1.3/4, S. 83; Dt. llcrgwerksztg. vom 17. April 1934. 
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wurde. Hierin dem REFA ganz ähnlich, entwickelte das DINTA bereits vor 1933 
Verfahren der „Bemessung eines gerechten Leistungslohnes" und propagierte Lei-
stungsentlohnung und Lohndifferenzierung, lohnpolitische Prinzipien, die in der Ei-
sen- und Stahlindustrie freilich schon sehr frühzeitig realisiert worden waren. Weitere 
Arbeitsschwerpunkte des DINTA waren die Schulung von Vorgesetzten für „indu-
strielle Menschenführung" und die „Entsorgung" des Arbeiters durch den Ausbau der 
betrieblichen Sozialpolitik, die so weit zu gehen habe, daß sie „den Arbeiter bereits 
als Frucht im Mutterleibe erfasse und ihn erst entlasse, wenn er unter den Klängen der 
Werkskapelle, nach der Einsegnung der Leiche („.) auf den Schultern der Werksju-
gend zum Friedhof getragen werde" .6 Fiir die Umsetzung dieser Ideen waren die in 
die einzelnen Unternehmen entsandten sog. DINTA-Ingenieure verantwortlich; 1930 
wurde bereits in knapp 300 Betrieben vorwiegend des Ruhrgebiets nach den hier nur 
grob skizzierten Richtlinien des DINTA gearbeitet. 

Die Faszination, die dieser Versuch einer totalen Erfassung der Arbeiter im Interes-
se von ,Werks-' und ,Volksgemeinschaft' auf die DAF ausübte, erklärt, warum das 
Institut 1933 sogleich in die Obhut der DAF genommen wurde: Das DINTA wurde 
1933 als ,Deutsches Institut für nationalsozialistische technische Arbeitsschulung' der 
Arbeitsfront unmittelbar eingegliedert, 1935 dann in ,Amt für Betriebsführung und 
Berufserziehung' (AfBuB) umbenannt und organisatorisch umstrukturiert. Die bisheri-
gen Tätigkeitsbereiche des Instituts wurden „zu größerer und umfangreicherer Wir-
kung" gebracht, der personelle Apparat erheblich ausgebaut. 7 

6 Zitate: Tätigkeitsbericht des DINTA 1929/30. In: AS 1930, H.5, Teil II, S. III; Carl 
Arnhold, zitiert nach: Fritz Pricke: Dintageist und Wirtschaftsbürger. Köln 1950, S. 23; vgl. 
außerdem vor allem Carl Arnhold: Industrielle Berufserziehung. In: Soziale Zukunft, März 
1930 (Sondernummer), S. 2; Paul Osthold: Der Kampf um die Seele des Arbeiters. Düsseldorf 
19272, S. 3 sowie vor allem die Aufsätze von Carl Arnhold, Helmut Stein und Walter Dykker-
hoff. In: AS 1930, H.4, S. 9; AS 1931, H.2, S. 45; AS 1932, H.1, S. 6. Ausführlich zur Tä-
tigkeit des DINTA Peter C. Bäumer: Das deutsche Institut für technische Arbeitsschulung. 
Miinchen 1930; Gerhard A. Bunk: Erziehung und Industriearbeit. Weinheim/Basel 1972, S. 
193 ff.; Peter Hinrichs: Um die Seele des Arbeiters. Arbeitspsychologie in Deutschland. Köln 
1981, S. 271 ff.; Wolfgang Zollitsch: Arbeiter zwischen Wirtscha.ftskrise und Nationalsozialis-
mus. Göttingen 1990, S. 137 ff. 

7 Vgl. AS 1935/H.3/4, S. 67 (Zitat); AS 1936/H.l, S. 3 ff.; ,Amt für Betriebsführung und 
Berufserziehung'. In: Deutsche Volkswirtschaft (Dt. VW) 4 (1935), S. 494 f. Ende 1934 waren 
in den verschiedenen Bereichen des DINT A etwa 4000 Personen beschäftigt. Der Mitarbeiter-
stab wuchs insbesondere seit der organisatorischen Umstrukturierung 1935 rasch - nicht zuletzt 
weil die Facharbeiterausbildung, die das AffiuB in (1936) etwa 400, meist industriellen Groß-
betrieben angeschlossenen Lehrwerkstätten durchführte, eine beträchtliche Ausweitung erfuhr, 
da diese den Qualifikationsanforderungen der Industrie weit mehr entsprach als die traditionelle 
Ausbildung des Handwerks. Während des Krieges wurde das (am 16. Dez. 1942 in ,Amt für 
Leistungsertüchtigung und Berufserziehung' umbenannte) Amt weiter ausgebaut (vgl. Wolf-
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Das DINTA/AfBuB war ein wichtiger Hehel der Arbeitsfront, wenigstens in indu-
striellen Teilbereichen wie der Beruf~ausbildung Einfluß zu gewinnen. In anderer 
Hinsicht blieben den Wirkungsmöglichkeiten der DAF enge Grenzen gesetzt: Das 
AOG sah keinerlei unmittelbare Rechte der DAF bei der Gestaltung der Arbeitsbezie-
hungen zwischen Arheitnehmern und Unternehmern vor. Lediglich die im AOG vor-
gesehenen, sog. Vertrauensriite hatten dieser von der Mitgliederzahl her größten NS-
Organisation anzugehören. Insofern stellten die Wahlen zu diesem Gremium eine Art 
Stimmungsbarometer für die Resonanz der Arbeitsfront in der Arbeiterschaft dar 
(Tab. 1). Die wahlberechtigten Arbeiter hatten mehrere Möglichkeiten, ihrer Ableh-
nung der Arbeitsfront bzw. des Nationalsozialismus überhaupt Ausdruck zu verleihen: 
Sie konnten erstens der Wahl fernbleiben, zweitens ungültig stimmen und drittens ein-
zelne Namen streichen. Die erste Möglichkeit, seinen politischen Protest zu artikulie-
ren, war relativ risikoreich, da Abstimmungsverweigerer leicht zu erfassen waren. 
Relativ häufig wurde von der Miiglichkeit, durch Streichung einzelner Namen poli-
tisch Einfluß zu nehmen, Gebrauch gemacht; Untersuchungen über das Abstimmungs-
verhalten in einzelnen Betrieben haben gezeigt, daß vor allem langjährige und promi-
nente Nationalsozialisten die schlechtesten Stimmenergebnisse erzielten. 8 Dennoch 
überraschen die Ergebnisse. Der Eindruck, die DAF habe beträchtliche politische Ein-
brüche in den Arbeiterbelegschaften des Ruhrrcviers erzielen kiinnen, mul\ allerdings 
in mehrerlei Beziehung relativiert werden: Nur eine Liste lag zur Abstimmung vor: 
die Angst vor Repressionen bei einer zu hohen Zahl von Ablehnungen mag viele Ar-
beiter veranlaßt haben, widerwillig ihr Kreuz zu machen. Vielen neueingestellten, ins-
besondere jugendlichen Arbeitern fehlten die Bindungen an die alte Arbeiterbewe-

gang Spohn: Betriebsgemeinschaft und Volksgemeinschaft. Die rechtliche und institutionelle 
Regelung der Arbeitsbeziehungen im NS-Staat. Berlin 1987, S. 223 ff.). 

Auch das REFA entwickelte seit 1935 - unter Beibehaltung formaler Eigenstiiruligh:it - eng,: 
Formen der Zusammenarbeit mit der DAP. Ebensowenig zufällig wurde di,, 193:l hc'g<mm·nc~ 
engere Kooperation zwischen DINTA und REPA durch ein form,:lks Ahlrnrmnen Anfang Ok-
tober 1935 über die gemeinsame Organisation der REP A-Aushildung lwsiegt'lt; nicht zuletzt 
der vergleichsweise grolle personelle Apparat des AmuB, das m111mehr für die Werbung und 
Erfassung der Teilnehmer der REFA-Lehrgänge verantwortlich war, und im weiteren der DAF 
ermöglichte es dem REFA, der weiterhin den Unterricht gestaltete sowie Ldukriiftc und -mitkl 
stellte, die Zahl der jiihrlich für Arbeits- und Zeitstudic>n ausgebildeten REFA-Lc·ult' von knapp 
2 000 im Jahre 1929 auf schlief\lich 12 000 1942 zu erhiihcn. 

8 Vgl. Wolfgang Zollitsch: Die Vertrauensratswahlen von 1934 und 1935. Zum Sklknwcrt 
der Abstimmungen im „Dritten Reich" am Beispid Krupp. In: Geschichte und Gesellsdiaft 
(GG), 15 (1989), S. 367 ff.; dcrs.: Arbeiter, S. 216 ff.; Rüdii:er llachtmann: Die Arbeiter <b 
Gutehoffnungshütte 1933 bis 1939. In: Arbeiter im 20. Jahrhundert, hg. von Klaus Tc•nfelde. 
Stuttgart 1991, S. 137; Gustav Hermann Seehold: Ein Stahlkonzern im Drillen Reich. Der Bo-
chumer Verein 1927-1945. Wuppertal 1981, S. 217. 
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gung; sie mögen aus Überzeugung - das NS-Regime hatte ja mit der raschen Beseiti-
gung der Massenarbeitslosigkeit gewichtige Erfolge vorzuweisen - pauschal ein positi-
ves Votum abgegeben haben.9 Eingestellt wurden in manchen schwerindustriellen 
Konzernen in den ersten Jahren der NS-Herrschaft zudem bevorzugt ,alte Kämpfer' .10 
Das positive Wahlverhalten von Industriearbeitern wiederum, die sich nach wie vor 
der Arbeiterbewegung verbunden fühlten, wird man folgendermaßen erklären können: 
Gewählt wurden vielfach Vertrauensmänner, die bereits vor 1933 ihr Engagement für 
die Interessen der Belegschaft als Mitglieder der ,Nationalsozialistischen Betriebszel-
lenorganisation' unter Beweis gestellt hatten; vereinzelt wurden sogar ehemalige Mit-
glieder der freien oder christlichen Gewerkschaften, von denen man wußte, daß sie 
unter ihren Kollegen Einfluß besaßen, von der DAF in der Hoffnung auf ein besseres 
Wahlergebnis nominiert. 11 Von der Wahl ehemaliger Gewerkschafter erhofften sich 
viele Arbeitnehmer offenbar, daß der Vertrauensrat, ähnlich wie vor 1933 der Be-
triebsrat zu einer echten Interessenvertretung der Arbeitnehmer werden könnte. Ganz 
so unsinnig, wie uns dies heute scheint, war dieser Gedankengang nicht: Wie anders 
als über dieses Organ, das dem Namen nach die Nachfolge des ehemaligen Betriebsra-
tes angetreten hatte, konnten sich die Belegschaften Mitbestimmungsmöglichkeiten auf 
innerbetriebliche Belange erhoffen? 

Der Gesetzgeber hatte hier freilich vorgebaut und dem Vertrauensrat von vornher-
ein echte Mitbestimmungsrechte verweigert: Er verfügte nicht über die beschränkten 
Einflußmöglichkeiten, die die vormaligen Betriebsräte besessen hatten (z.B. das 
Recht, über Massenentlassungen mitzuentscheiden). Er sollte vielmehr „das gegensei-
tige Vertrauen innerhalb der Betriebsgemeinschaft vertiefen", der „Gemeinschaft aller 
Volksgenossen unter Zurückstellung eigennütziger Interessen" dienen und die „Ver-
besserung der Arbeitsleistung" fördern (§§ 6 und 10 des AOG). Indessen bemühten 
sich Vertrauensräte in vielen Fällen, Interessen der Belegschaft wahrzunehmen, sie 
blieben jedoch mangels substantieller Rechte meist erfolglos: Wiederholte Kritik z.B. 
des Vertrauensrates der ,Gutehoffnungshütte' (GHH) an der Senkung der Effektivver-

9 Die Arbeiterbelegschaft der Kmpp-Gußstahlfabrik (GF) hatte sich von 1933 bis 1935 um 
90,3%, die der Ver. Stahlwerke um 70,6%, die der Gutehoffnungshiitte, Oberhausener Hütten-
werke (GHH/OHW) um 41,5% und die der Hoesch AG (einschl. der Angestellten) um 35,3% 
erhöht (vgl. Hisashi Yano: Hüttenarbeiter im Dritten Reich. Die Betriebsverhältnisse und so-
ziale Lage bei der Gutehoffnungshütte Aktienverein und der Fried. Kn1pp AG 1936 bis 1939. 
Stuttgart 1986, S. 168; Statistische Monatsberichte der Vereinigten Stahlwerke (VSt.) Sept. 
1941, S. 102 f.; Handbuch der deutschen Aktiengesellschaften 1938, S. 6552). 

10 Vgl. z.B.: Sozialpolitischer Rückblick der Kmpp-GF auf das Geschäftsjahr 1932/33. In: 
HA Kmpp, WA 41/3-740b. 

11 Vgl. Gunther Mai: „Wamm steht der deutsche Arbeiter zu Hitler?". Zur Rolle der deut-
schen Arbeitsfront im Herrschaftssystem des Dritten Reiches. In: GG, 12 (1986), S. 218; Zol-
litsch: Vertrauensratswahlen, S. 378. 
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dienste hlieh in einer Reihe von Betriebsabteilungen ohne Folgen. Ähnlich erfolglos 
hlieben auch Beschwerden des Vertrauensrates der Krupp-Guflstahlfabrik über /\k-
kordsenkungen in einzelnen Betriebsabteilungen. 12 Derartige, meist erfolglose Versu-
che, Interessen von Belegschaftsteilen zu vertreten, stellen allerdings nur einen, nicht 
unhe<lingt dominanten Aspekt der /\ktivitäten der Vertrauensräte dar. Ein zweites, 
wichtiges Tätigkeitsfeld vieler Vertrauensrüte bestand in der Propagierung und Durch-
setzung national sozialistischer Ideologeme und der arbeits- und leistungspol it ischen 
Vorgaben des NS-Regimes; einige Beispiele: Vergleichsweise harmlos war das /\nsin-
nen des Vertrauensrats der Krupp-Gullstahlfalirik. „für das grolle Sitn1ngs,i111111er der 
Firma ein Ölbild des fiihrers Zl1 beschaffen". Ebenso wie dieser Antrag war ein wei· 
terer des gleichen Vertrauensrats erfolgreich. dem Vertrauensarzt lkr Krupp· lletriehs 
krankenkasse zu bindigen, da „die Ehefrau des Herrn Dr. W. eine Jüdin sei."il In 
anderen Fällen denunzierten Vertrauensräte „Bummelanten". diL~ angeblich „auf K11-

sten der Betriebskrankenkasse feierten·' .14 Immer wieder suchten Vertrauensritte lies 
weiteren, die Unternehmer dazu zu bewegen. in die ,lletriebsmdnungen· einen Passus 
aufzunehmen, der die Mitgliedschaft in der D/\I; bindend festschrieb. In kleiner„~n 

Unternehmen scheinen die ,Betriebsführer' dieser massiven t·:influflnahme der D/\l· 
vielfach nachgegehen zu haben. In den wichtigsten schwerindustriellen (irnf\unterneh-
men des Ruhrreviers blieh dies jedoch ein vergebliches /\nsinnen. 11 Trntnlem war 
1937/38 schlie()!ich fast die gesamte lndustriearlwiterschart in der DAI· organisiert: 
auch von den Belegschaften der Eisen- und Stahlkonzerne, deren Betriehsl,~itungen 

12 Zur GllH vgl. Hachtmann: Arbeiter lkr Gllll, S. 125 t. Zur Krupp-Gul\stahltahrik vgl. 
Sitzungen des Vertrauc:nsrates (VR) der Krupp-GI: vom 21. i\p1il ICJ17, in: Hi\ Krupp Wi\ -II/ 
6-207; erfolglos blieben auch spiitnc lohnpolitisc·hc· lnkrwnt1oncn dn.·,ellwn VR (v~~I. S1tl.lln· 
gen des VR/GF vom 15. Nov. 1941) und lb. VR/Ol!W vom 2(i. Nov. l'l:H\, 10. No'" I<l\<J 
und 28. April 1940. In: III\ Krupp Wi\ 41/6-207 hzw. !!/\ Clllll 400 102(1/10). 

13 Vgl. Sitzung dc:s VR der Krupp-GF vom 2.'i. Nov. l<J.18 (Zitat) sowie i\kkm·c·1111crk 
über „die Erledigung der in der Sitzung dö VR am :''.i. No\'. l'l.18 \'<Hgt·hrad1t,·11 Wiinsdw 
und Anregungen". In: llA Krupp W i\ 4 l /(,-2()7. 

14 Vgl. Sitzung des YR de'!· Krupp-GF vom 9. !'ehr. l<J40. In: c·hd. lki.o;pic·ll' fii1 die Clllll 
vgl. Hachtmann: Arbeiter der (!!III, S. 138 t. 

15 Die Betriebsleitungen der Krupp-GI', dc·r Cillll, dn Aug. Thyss,·11-lliilk, der Mannc·s-
mannriihrenwerke und der Hoesch AG \Wigerkn s1d1 · im Cic•gcnsal1. /.. B. ;.u d,·n Si111ncs;,·· 
chen - bis zumindest 1938 (Krupp) bzw. Wcoit in den Kril'g hinc·in (Cillll), dc·rartit't' Klaw;eln 1n 
die Betriebsordnung auf1.unc.hmt'.Jl. i\ntriige, d,·11 Arheitnl'11m•:rn, d1e· 11id1t lkr Di\I: angt·hiir-
ten, kein0 Weihnachtsgratifikationen zu z<1hk11, hlic~h·:n gk1chtalls \'crg,·hl1ch (\·gl. Aktc·111wt11. 
d..:r Abt. A./ß. der (;!III vom 25. Miirz l<J.18, di'-' Nielkrsd1rifte11 dn Sitwng.c·n des VIV(il: 
vom 20. Nov. 1937 und 4. Miirz 1918 sowie· dt•s YR/OllW Vt>m 2b. April. 5. Juli und .10. 
Aug. 1940, ferner di<0 Sit!.ungen des Untt:rnd1menslwiraks dn Cl! 111 \'Olll 21. Miirz l 'l.18 und 
18. Nov. 1943. In: Hi\ Gllll 400 1025/53, 400 1026/8, 400 1026/10, 400 1-14/20, III\ Krupp 
41/6-207, 41/6-208). 
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sich geweigert hatten, einen Passus über die DAF-Zwangsmitgliedschaft in die Be-
triebsordnung aufzunehmen, konnte sich bis Kriegsbeginn nur ein kleiner Prozentsatz 
dem Druck, in die DAF einzutreten, entziehen. 16 

Wenn man von der für Freizeitgestaltung und Massentourismus zuständigen Subor-
ganisation der DAF ,Kraft durch Freude' einll)al absieht, war die Arbeitsfront in der 
Industriearbeiterschaft wenig beliebt. „Häufig abfällige Bemerkungen über die D.A.F. 
und ihre Amtswalter" beklagte z.B. der für das Walzwerk Oberhausen der GHH zu-
ständige Betriebsobmann der DAF. Zögerliche Beitragszahlungen „zahlreicher Ge-
folgschaftsmitglieder" bis hin zu vereinzelten Beitragsverweigenmgen und sogar Aus-
tritte zeugen von der geringen Resonanz der Arbeitsfront in weiten Teilen der Arbei-
terschaft.17 Überraschen kann dies nicht; denn weder in den Vertrauensräten noch in 
der Arbeitsfront entstanden der Industriearbeiterschaft echte Interessenvertretungen: In 
der DAF war neben den Arbeitern und Angestellten auch die Unternehmerschaft (der 
im Gegensatz zur Arbeitnehmerschaft daneben separate Organisationen verblieben) zu-
sammengefaßt. Zudem blieben die DAF und ihre Funktionäre politisch-ideologisch 
den Zielen des Nationalsozialismus verpflichtet und handelten auch danach. Die Auf-
gaben der Arbeitsfront wurden nicht eindeutig fixiert; bestimmt war lediglich, daß sie 
für „die Erziehung aller im Arbeitsleben stehenden Deutschen zum nationalsozialisti-
schen Staat und zur nationalsozialistischen Gesinnung" verantwortlich sein sollten und 
die „Bildung einer wirklichen Volks- und Leistungsgemeinschaft der Deutschen" vor-
anzutreiben hatten.18 Die Unbestimmtheit dieser Formeln und ihren riesigen Funktio-
närsapparat suchte die DAF zu nutzen, Einfluß auf betriebliche Belange zu nehmen. 
Zumindest in Großunternehmen blieb die Arbeitsfront - wie Goebbels feststellte -

16 Im Jan. 1938 waren etwa von der Gesamtbelegschaft der Krupp-Gußstahlfabrik nur noch 
2871 (=5,6%) nicht Mitglied der DAF (vgl. Sitzung des VR der Krupp-GF vom 4. März 
1938. In: ebd.). 

17 Vgl. z.B. Niederschrift über die Sitzung des VR der GHH/OHW vom 10. Juli 1936, 26. 
April und 30. Aug. 1940, des VR der Abt. Gelsenkirchen der GHH vom 17. Juni 1936, des 
VR der Abt. Düsseldorf der GHH vom 20. Okt. 1936. In: HA GHH 400 1026/10, 
400 144/12, 400 144/14, 400 144/20. Daß die Unbeliebtheit der DAF nicht auf die Eisen- und 
Stahlindustrie beschränkt war, sondern für alle Branchen und Regionen galt, läßt sich z.B. den 
Editionen der Lage- und Stimmungsberichte von Gestapo, DAF usw. über Bayern, Niedersach-
sen, Hessen-Nassau, Pommern etc. entnehmen. 

18 Aufruf des Führers der DAF, des RAM, des Reichswirtschaftsministers und des ,Beauf-
tragten des Führers für Wirtschaftsfragen' „an alle schaffenden Deutschen" vom 27. Nov. 
1933 bzw. Verordnung Hitlers über Wesen und Ziel der Deutschen Arbeitsfront vom 24. Okt. 
1934. Zit. nach: Deutsches Arbeitsrecht (DAR), 1 (1933), S. 137 bzw. Kollektives Arbeits-
recht. Quellentexte zur Geschichte des Arbeitsrechtes in Deutschland, Bd. 2: 1933 bis zur Ge-
genwart. Hg. v. Thomas Blanke u.a„ Reinbek 1975, S. 67. 
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„vollkommen machtlos. Die Kapitalisten sind wieder Herr im Hause. Verdienen klot-
zig und heuten die Arbeiter aus." 19 

Machtlos blieb auch die Mitte Mai 1933 ins Leben gerufene Institution des ,'freu-
hilnders der Arbeit'. Im Unterschied zur Deutschen Arbeitsfront war der Treuhänder 
durch das AOG allerdings mit weitreichenden Rechten ausgestattet worden: Er hatte 
Tarifordnungen, die an die Stelle der vorher üblichen Tarifverträge traten und für alle 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer eines Tarifgebieli.!s galten, verbindlich zu fixieren. Ne-
ben dem Erlaß von Tarifordnungen - und damit der Festlegung von Mindestarbeitsbe-
dingungen und -lohnsiitzen - entschied der Treuhiinder iiher Entlassungen griif\eren 
Ausmaßes; er konnte (unverbindliche) Richtlinien fiir die Aufstellung von ,Betriebs-
ordnungen' erlassen sowie zu ,klassenkiimpferische' Vertrauensmiinner aus dem Ver-
trauensrat entfernen. Entscheidungen des Treuhiinders, vor allem der Erlaf\ und Modi-
fikationen von Tarifordnungen, hatten Legislativcharakter und waren vor Arbeitsge-
richten nicht (bzw. nur bei gravierenden Formfehlern) anzufechten. Einfluß nehmen 
konnte der Treuhänder ferner auf die neu eingerichteten ,Sozialen Ehrengerichte', de-
ren Bedeutung freilich gering blieb. 

In scheinbarem Widerspruch zu diesen weitreichenden Befugnissen stand der vi\llig 
unzureichende personelle Unterbau, mit dem die Treuhänder der Arbeit ausgestattet 
waren. Noch relativ privilegiert war der westtiil ische Treuhiinder der Arbeit, dem En-
de 1934 immerhin acht (schlecht besoldete) ,Referenten· unterstanden; andere Treu-
händer mußten mit drei bis sechs Beauftragten auskrnrnnen. 211 lnfolgedessrn waren die 
Treuhänder auf die Zuarbeit industrienaher Organisationen wie etwa der lndustrie-
und Handelskammern oder der Wirtschaftskammern angewiesen - die ihrerseits wie-
derum die Abhängigkeit der Treuhänder nutzten, um deren Tiitigkeit im Interesse der 
Unternehmerschaft (etwa für die Wahrung der Lohnstabilität auf niedrigem Niveau) 
zu funktionalisieren.21 Wenn die Treuhänder iiber keine eigene Behiirde verfiigten22 , 

19 Eintragung vom 30. Juni 1937. In: Die Tagd1üd1c;r dc·s Josq1h (lol'l1hel.s, hg. von Elke 
Fröhlich, Teil 1, Bd.3. München usw. !987, S. 190; diL> Verhiiltnisse auf lb wm Gllll-Kon-
zern gehörenden ,Deutschen Werft', die Goehhels hic•r im Augc> hat, waren in der Tc·mknz ty-
pisch fiir das Verhältnis von DAF und Grol\industrie überhaupt. Auch in der Folgaeit gelang 
es der DAF nicht, ihren Eintlull in der Industrie entscheidend auszuddrnt:n. 

20 Vgl. Amtliche Mitteilungen des TdA für Wc;stfalen vom 10. Nov. 1934. Nach: Rht:i-
nisch-Westfälisches Wirtschaftsarchiv zu Kiiln 20-1284-1 sowie „Auf dem Wege 1.u t:iner ,·in-
heitlichen Sozialverwaltung". In: Dt. VW, 8 ( 1939), S. 771. 

21 Die Formen, in der dies geschah, habe ich an andernr Std!.: am lkispid dc·r Zusam111L·n-
arbeit des rheinischen hzw. westfälischen Treuhiimkrs mit den Industrie- und llandds- sowie 
Wirtschaftskammern dieser Uairke ausführlich dargeskllt (vgl. Rüdiger 1 larhtmann: Industrie-
arbeit im Dritten Reich. Untersuchungc;n zu dc;n Lohn- und Arheitshedingungt'n 1933-19-15. 
Göttingen 1989, S. 116-119). 
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dann resultierte dies nicht aus Strukturfehlern oder fehlendem staatlichen Organisa-
tionstalent. Ausgangspunkt dieses Konstrukts war vielmehr die Überlegung, daß staat-
liche und privatwirtschaftliche Interessen hier letztlich identisch seien, den einzelnen 
Unternehmern mithin bei der Gestaltung innerbetrieblicher Belange möglichst freie 
Hand gelassen werden sollte. Mansfeld, der ,Vater' des nationalsozialistischen 
,Grundgesetzes der Arbeit', formulierte dies sehr deutlich, wenn er möglichst „schnell 
und weitgehend tarifliche Bindungen durch Betriebsordnungen abgelöst" sehen woll-
te.23 Die wirtschaftliche Kriegsvorbereitung machte zwar statt des angezielten Abbaus 
eine Ausweitung der Befugnisse der Treuhänder und anderer Institutionen notwendig; 
das Ziel einer Entstaatlichung der Tarifbeziehungen war damit jedoch nicht aufgege-
ben. Noch 1942 hielt Mansfeld an der Idee fest, langfristig Tarifordnungen zugunsten 
der Betriebsordnungen zurücktreten zu lassen.24 Zwei Jahre zuvor hatten führende 
Vertreter der deutschen Industrie und des NS-Regimes vorläufige Übereinstimmung 
darüber erzielt, daß nach dem ,Endsieg' die autoritär-staatliche Regulierung der Ar-
beitsbeziehungen zugunsten von Verhandlungen und Verträgen zwischen Unterneh-
mern und authentischen, politisch freilich ,kastrierten' ,Gefolgschafts'-Vertretungen 
auf einzelbetriebl ich er Ebene zurückzutreten habe. 25 

* 
Wenn die Industriearbeiterschaft ihre, in den ideologischen Kernbegriffen ,Be-

triebs-' und , Volksgemeinschaft' sprachlich gleichermaßen konzentrierte wie ver-
schleierte, politische Entrechtung scheinbar widerspruchslos hinnahm, wenn sie der 
ersatzlosen Auflösung von Gewerkschaften und Betriebsräten wie erstarrt zusah, dann 
ist dies wesentlich auf das bis dahin unvorstellbare Ausmaß der Arbeitslosigkeit um 

22 1936 wurde ihnen formell zwar die Gewerbeaufsicht unterstellt, 1937 auch die Arbeits-
1imter; eine spürbare Erleichterung der Tätigkeit der Treuhänder der Arbeit wurde dadurch je-
doch nicht bewirkt, da beide Behörden selbst unter Personalmangel litten. 

23 Werner Mansfeld u.a.: Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit. Kommentar. Ber-
lin usw. 1934, S. 20. 

24 Ders.: Um die Zukunft des deutschen Arbeitsrechts, in: DAR, 10 (1942), S. 117 ff. 
25 Vgl. Protokoll einer Sitzung im Mannesmannhaus am 20. 6. 1940, an der u.a. die Vor-

sitzenden der Reichsgruppe Industrie (bis 1938) Gottfried Dierig und (seit 1938) Wilhelm Zan-
gen, der Vorsitzende der Reichswirtschaftskammer Albert Pietzsch, der Ministerialdirektor im 
Reichsarbeitsministerium Kimrnich sowie führende Industrielle der Schwer- und metallverarbei-
tenden Industrie teilnahmen (in: Westfälisches Wirtschaftsarchiv Dortmund (WW A), F26/81; 
abgedruckt, inkl. einer kurzen Einleitung von mir, in: Soziale Bewegungen, Jahrbuch 1: Arbei-
terbewegung und Faschismus. Frankfurt/New York 1984, S. 159-183; zum Kontext sowie zur 
Kontinuität der dort geäußerten Überlegungen: Rüdiger Hachtmann: Die Krise der nationalso-
zialistischen Arbeitsverfassung· Pläne zur Änderung der Tarifgestaltung 1936-1940. In: Kriti-
sche Justiz, 17 (1984), S. 281-299). 
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die Jahreswende 1932/33 zurückzuführen. Im ersten Vierteljahr 1933 waren insgesamt 
knapp 6,3 Mio. Menschen arbeitslos gemeldet, hinzu kamen etwa 1,5 Mio. ,unsicht-
hare' Arbeitslose, die aus der offiziellen Arbeitslosenstatistik verschwumkn waren, 
weil sie weder Arbeitslosen-, Krisen- oder Wohlfahrtsunterstützung zu erhalten hoffen 
konnten noch darauf rechnen durften, üher die staatliche Arbeitsvermittlung einen Ar-
beitsplatz zugewiesen zu bekommen. Nach der Gewerkschattsstatistik waren im Jan. 
1933 47, 7 % aller Metallarbeiter arbeitslos, von den übrigen, noch beschäftigten Me-
tallarbeitern mulHen 27, 7 % kurzarbeiten - d .h. nicht einmal ein Viertel aller in Eisen-
und Stahlindustrie sowie Metallverarbeitung besch:ittigtcn qualifizierten Arhcitskriiftc 
war wirklich vollbeschäftigt. Während in agrarisch geprägten Regionen die amtlich 
ausgewiesene Erwerbslosigkeit relativ niedrig blich, verzeichneten die Zentren der 
Schwer- und Produktionsgüterindustrie eine weit üherdurchschnittl iche (,sichtbare') 
Arbeitslosigkeit; in Westfalen und im Rheinland kamen 1932 auf 100 Einwohner zehn 
Arbeitslose. Die im Frühjahr 1934 einsetzende Rüstungskonjunktur bewirkte dann al-
lerdings einen raschen Abbau der Massenarbeitslosigkeit. 2r, Seit Ende 1934 - so ist 
z.B. den Berichten des Landesarbeitsamtes Westfalen zu entnehmen - häuften sich vor 
allem in der Hütten- und Walzwerksindustrie die Klagen, daß insbesondere ,Spezial-
kräfte' auf dem freien Arbeitsmarkt nicht mehr zu finden waren; Umschulungskurse 
und Anlernwerkstätten wurden eingerichtet, um den Bedarf an qua! ifizierten Arbeitern 
zu decken oder durch langjährige Arbeitslosigkeit ihrer ursprünglichen T:itigkeit ent-
wöhnte Fachkräfte wieder anzulernen.27 

Trotz der seit etwa 1935/36 eintretenden Vollheschiiftigung blieb die Angst vor 
Entlassung eine Erfahrung, die das V erhalten der Industriearbeiterschaft nachhaltig 
prägte: Dem in der ersten Zeit nach der NS-Machtübernahme weiter fortgesetzten und 
von den Treuhändern der Arbeit tolerierten, zum Teil sogar ti>rcicrten /,oh11ahha11 
(Tab. 2)28 setzten auch die Arbeiter der Eisen- und Stahlindustrie und der Metallver-
arbeitung nur in seltenen Fällen Widerstand entgegen. Die Barrieren, eine Erhiihung 
der Effektivverdienste oder Verbesserungen der Arbeitsbedingungen gegen den Willen 

26 Angaben nach: Rüdiger llachtmann: Arbc,itsmarkt und Arbeitszeit in lk·r lk-utschc·n Indu-
strie 1929 bis 1939. In: Archiv für Sozialgeschichte Btl. XXVII ( l ')87), S. 178-187. Dort fmtkt 
sich u.a. auch eine ausführliche Darstdlung der wrschic:dcncn hlrn1en sichtbarer wie unsicht-
barer Arbeitslosigkeit und der Quasi-Erwerbslosigkeit. Zur Auslastung der Prnduktionskapa1.i-
tiiten der Industrie des Ruhrreviers mit Rüstungsauftriigen (im Vergleich zu lkrlin wenigc:r, 
aber immer noch gewaltig) vgl. Midiael Cicyer: Zum Eintlu/I lkr nationalso1.ialisti,:d1cn Rii-
stungspolitik auf das Ruhrgehid. In: Rhcinisl'l1e ViLTkljahreshliittcr ·l.'i ( 1 '>81), S. 2.11 lf. 

27 Vgl. Berichte über die Arbeitsmarktlage in lkn eim:dnL'n lkrnfsgrnppcn, hg. vom l'riis1-
denten des Landesarbeitsamtes Westfalen, Juli 19~4 bis h·hr. l1JJ.'i. In: WWA K 1, Rep.1.5 d, 
803-04, Bel.II. 

28 Zur Praxis und zum Ausmal\ untertaritlicher Entlohnung vgl. llachtmann: lndustncar-
heit, S. 92-103. 
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von Unternehmern und NS-Regime durchzusetzen, waren freilich auch sehr hoch: Of-
fene Arbeitsniederlegungen riefen rasch die Gestapo oder vergleichbare Institutionen 
des NS-Regimes auf den Plan und waren deshalb entsprechend selten,29 die Vertrau-
ensräte blieben (s.o.) im Regelfall erfolglos, wenn sie einmal versuchten, Interessen 
der Belegschaft wahrzunehmen; lediglich durch Arbeitsplatzwechsel oder durch indi-
viduelle ,Lohnverhandlungen' konnten einzelne Arbeiter für sich Lohnverbesserungen 
erzielen. Die nur auf die relativ kleine Gruppe qualifizierter Arbeitskräfte beschränk-
ten Versuche, „sich beim Meister anzuschmieren, um dadurch einen besseren Lohn 
herauszuholen", gingen auf Kosten einer geschlossenen Haltung der Belegschaften; 
solidarische Verhaltensmuster wurden zurückgedrängt, „häufige Reibereien" und ge-
reizter Ton untereinander bestimmten vielfach den betrieblichen Alltag.30 Von seiten 
der Betriebsleitungen wurde individuelle Leistungsbereitschaft und Loyalität gegen-
über dem Unternehmen mit Lohnaufbesserungen bewußt honoriert. Ein Blick auf die 
Lohnstatistiken zeigt, daß eine derart zersplitterte ,Lohnpolitik' der Arbeitnehmer nur 
sehr begrenzte Erfolge zeigte. Auch wenn - im Gegensatz zu den verschiedenen Zwei-
gen der Konsumgüterindustrie - untertarifliche Entlohnung in der eisen- und metaller-
zeugenden wie -verarbeitenden Industrie die Ausnahme blieb und die Metallarbeiter-
schaft als eine durch die Rüstungskonjunktur im Vergleich zu anderen relativ privile-
gierte Arbeitergruppe anzusehen war, blieben die Effektivverdienste in diesen Indu-
striezweigen während des gesamten Zeitraumes der NS-Herrschaft außerordentlich 
niedrig. Weder 1939 noch 1944 wurde im Reichsdurchschnitt wie auch in den in 
Tab. 2 zusammengefaßten drei rheinisch-westfälischen Großbetrieben das Lohnniveau 
selbst der Jahre 1930 und 1931, als die Wirtschaftskrise über die deutschen Stahlindu-
strie bereits hereingebrochen war, wieder erreicht. Im Vergleich etwa zu ihren schle-

29 Die Angaben über offene Arbeitsniederlegungen während der NS-Zeit sind sehr liicken-
haft. Gut dokumentiert sind Streiks lediglich für die Jahre 1936 und 1937. Danach wurde in 
diesen beiden Jahren relativ häufig im Bereich des Hoch- und Tiefbaus (Autobahnen!), wo die 
Arbeitsbedingungen besonders hart waren, gestreikt (107 oder 50,0% aller Streiks), kaum da-
gegen im Bereich „Eisen und Metall" (21 bzw. 9,8%) und im Bergbau (4 bzw. 1,9%); in der 
Rheinprovinz und Westfalen zusammen wurden weniger Arbeitsniederlegungen (34) registriert 
als z.B. im damals noch wenig industrialisierten Bayern (42; vgl. Günther Morsch: Streik im 
Dritten Reich. In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, 36 (1988), S. 684 ff.; zur „Streikge-
fahr" bei Hoesch im Sommer 1937, die nur „nach größten Bemühungen" gebannt werden 
konnte vgl. Lagebericht der Staatspolizei Dortmund über illegale marxistische und kommunisti-
sche Bewegungen für das Jahr 1937. Nach: Timothy W. Mason: Arbeiterklasse und Volksge-
meinschaft. Opladen 1975, S. 424 f.). 

30 Zitate aus: Deutschland-Berichte der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
(SOPADE) 1934-1940, hg. von Klaus Behnken. Salzhausen/Frankfurt 1980, hier: 1936, S. 
1192. In den SOPADE-Berichten finden sich viele Bespiele derartigen Verhaltens. 
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Zur La11e der lndustrirnrheitcrschaji im R11hr11ehict ... 

sischen Kollegen konnten die Hütten- und Stahlarheiter des Ruhrreviers freilich im 
Durchschnitt um dreißig his vierzig Prozent hiihere Stundenverdienste erzielen. 31 

Von der amtlichen Statistik und der offiziellen Propaganda wurde die ,Lohnstahili-
tät' auf niedrigstem Niveau mit dem Hinweis legitimiert, daß gleichzeitig die Lebens-
haltungskosten stabil gebliehen, zum Teil sogar gesenkt worden, mithin die Realein-
kommen seit 1933 heträchtl ich gestiegen seien und 1939 den 1929 erreichten Stand 
deutlich übertroffen hätten. Bei näherem Hinsehen erweist sich diese Behauptung in-
dessen als falsch: Erfaßt wurden im Lebenshaltungskostenindex nur die offiziellen 
Preise, nicht aber die weitaus höheren Schwarzmarktpreise; Nahrungsmittelengpässe 
und das Ausweichen der Verbraucher auf qualitativ gleichwertige, jedoch teurere Pro-
dukte wurden gleichfalls nicht berücksichtigt: in den Mietindex als Teilindex des Le-
benshaltungskostenindex flossen nur die Altbaumieten, für die Mietpreisbindung be-
stand, ein, nicht dagegen die Neubaumieten. Gerade die Mieten für die seit Sommer 
1918 gebauten Wohnungen, die 1939 ca. ein Viertel des gesamten Wohnungsbestan-
des ausmachten, stiegen vor dem Hintergrund einer sich besonders im Ruhrgebiet 
kontinuierlich verschärfenden Wohnungsnot.l2 betrikhtlich. Unberücksichtigt bei der 
Berechnung des Lebenshaltungskostenindex hliehen ferner die vielfach gravierenden 
Qualitätsverschlechterungen. Da außerdem zu den gesetzlichen Abzügen vom Brutto-
lohn die quasi obligatorischen Beiträge an die DAF und die gleichfalls meist zwangs-
weise eingezogenen Spenden für das Winterhilfswerk nicht einberechnet wurden, ver-
mittelt die offizielle Statistik einen Eindruck, der der tatsächlichen Entwicklung des 
Realeinkommens nicht entspricht, sondern ein von der NS-Propaganda gern aufgegrif-
fenes, geschöntes Bild entwirft. Nach internen Schiitzungen stieg das wiichentliche 
Nettorealeinkommen von 1932 bis 1939 nicht, wie offiziell ausgewiesen. um knapp 

31 Zur Lohnentwicklung im Reichsuun:hschnitt 1928 bis 1944 vgl. 1 lachtmann: lnuustrie-
arbeit, S. 104 f. (Tab.6); zur regionalen Lohnui fferenzierung vgl. für die Jahre bis 193 7 Franz 
Grumbach u. Heinz König: I3eschiiftigung und Löhne in uer deutschen Industriewirtschaft 
1888-1954. In: Weltwirtschaftliches Archiv, ilu.79 (1957), 11, S. 144; für uen 2. Weltkrieg: 
Marie-Luise Recker: Nationalsozialistische Sozialpolitik. München 1985, S. 305. 

32 ,Objektives Wohnungsuefizit' in griilleren Stfülten U0S Ruhrgd1ides (in V .11. uer vorhan-
uenen Haushaltungen): 

Dortmunu 
Bochum 
Düsseluorf 
Essen 

Mitte 1933 
10,7 
12,4 
12,7 

Duisburg-Hamborn 
Oberhausen 
Gelsenkirchen 

14,6 
15,6 
17,4 
19,3 

Mitte 1939 
13,9 
12,9 
15, 1 
15,7 
16,5 
16,7 
16,8 

Quelle: Walter Fey: Leistungen unu Aufgaben 
im tlt•utschen Wohnungs- und Siedlungsbau. 
Uerlin 1936, S. 43 sowi,, Yi0rteljahrshefte zur 
Statistik des Deutschen Reichc;s 1942, III, 
S. 11 ff. 
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Rüdiger Hachtmann 

zwanzig, sondern lediglich um sieben bis zehn Prozent,33 Die zum Teil hohe Ver-
schuldung sowie Klagen der vergleichsweise gutsituierten ,Kruppianer' über drücken-
de Mieten und sinkende Realeinkommen noch 1937 sprechen hier eine deutliche Spra-
che.34 Daß das Lebenshaltungsniveau für Arbeiterfamilien auch während des Krieges 
,angespannt' blieb, läßt sich den ausführlichen Berichten des SD entnehmen.35 Die 
Ausplünderung der von deutschen Truppen besetzten Gebiete ließ die Lage deutscher 
Arbeiter freilich im Vergleich zum 1. Weltkrieg oder auch zur Hyperinflation 1923/24 
selbst in der letzten Phase des 2. Weltkrieges noch erträglich erscheinen. 

Wenn Nominal- wie Realeinkommen auf niedrigem Niveau gehalten werden konn-
ten, dann war dies auch ein Verdienst der nationalsozialistischen Lohn- und Arbeits-
marktpolitik. Die zunehmende Reglementierung des Arbeitsstellenwechsels durch eine 
Vielzahl staatlicher Verordnungen seit 1935 wurde nicht zuletzt auch aus dem Grund 
praktiziert, den Arbeitern das wichtigste Instrument, Lohnerhöhungen zu erzielen -
die Drohung, bei Verweigerung von Lohnzugeständnissen auf einen anderen, besser 
bezahlten Arbeitsplatz zu wechseln - , zu nehmen.36 Zu einer unmittelbaren Regle-
mentierung.der tatsächlich gezahlten Löhne ging der NS-Staat erst im Sommer 1938 
über. Die sog. Lohngestaltungsverordnung vom 25. Juni 1938 ermächtigte die Treu-
händer, Löhne nicht nur nach unten, sondern auch nach oben bindend festzusetzen. 
Zwar sollte mit dieser Verordnung auch die Höhe der zusätzlichen Sozialleistungen 
der Unternehmen einer stärkeren staatlichen Kontrolle unterworfen werden; die be-
triebliche Sozialpolitik mit ihren vielfältigen Varianten ließ sich jedoch noch weit 
schwerer reglementieren als die Effektivverdienste, zumal den Treuhändern auch nach 
Juni 1938 das Personal für eine Überwachung nicht nur der durch die Unternehmen 
gezahlten Löhne, sondern auch für eine Kontrolle des sozialpolitischen Gebarens der 
Betriebe fehlte. 

33 Ausführlich hierzu: Rüdiger Hachtmann: Lebenshaltungskosten und Reallöhne während 
des ,Dritten Reiches'. In: Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Bd. 75 
(1988), s. 32-73. 

34 Vgl. z.B. Auszüge aus den Stimmungsberichten der Vertrauensleute der Friedrich Kmpp 
AG für Sept. und Okt. 1937 sowie (zur Verschuldung) den Tätigkeitsbericht der Unterstüt-
zungsabteilung der Krnpp-Gußstahlfabrik für 1934/35 und 1937/38. In: HA Kmpp, WA 41/6-
10 bzw. 41/3-727. 

35 Meldungen über Nahrnngsmittel- und Wohnungsmangel sowie Preissteigernngen allein 
für Dortmund finden sich in den SO-Berichten seit Dez. 1940 fast jede Woche. 

36 Gelernten Arbeitern der Hochofen-, Stahl- und Walzwerke war die Möglichkeit, auf die-
se Weise Lohnerhöhungen durchzusetzen, allerdings häufig verbaut: Ihre Qualifikationen waren 
anlagenspezifi,sch; in einem anderen Betrieb mußten sie gewissermaßen , von vorne' anfangen 
(bei entsprechend geringerem Lohn). Formel! anerkannte Facharbeiterbemfe wurden in der Ei-
sen- und Stahlindustrie erst kurz vor Beginn des Zweiten Weltkrieges eingeführt. 

246 

http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.810

Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



Zur Lagt' der lt11/u.1tril'<lrht'it1-r.1'l'lli(/i im R11hrge/>i1·1 ... 

Stärker als in uer Weimarer Republik bedienten sich viele Unternehmen während 
des ,Dritten Reiches', vor allem seit Einsct't.en der Vollbeschäftigung, der hNrie/J/i-
chen Sozialpolitik als Instrument, die qual il.i1.ierte Stammbelegschaft zu halten bzw. 
benötigte Fachkräfte anzuwerben. Die rheinisch-westl':il ische Schwerindustrie konnte 
in dieser Hinsicht an lang zurückreichende Traditionen anknüpfen. Wenn auch die 
Struktur der betrieblichen Sozialpolitik nach Jl)_ß die gleiche blieb wie vm l'ß:l, ~o 
lassen sich doch Veränderungen in den Gewichtungen der verschiedenen Elemente be-
trieblicher Sozialpolitik ausmachen: (1.) Die Bedeutung monetärer, lohn;ihnlicher w-
sätzlicher Sozialleistungen, wie der Weihnacl11\gratifikation mkr der J\bschluf\prämie, 
nahm - vor dem Hintergrund einer zunehmend restriktiH'n staatlichen Lohnpolitik und 
wachsender Konkurrenz um ArbeitskrMte - bdrächtlich zu. Weihnachtsgratifikatiunell 
u.ä„ die eine für den einzelnen Arbeitt:rhaushalt bedeutsame Hi\he erreichen konnten, 
können freilich nicht als verkappte Lohnerhiihungen angesprochen werden, da auf sie 
kein Rechtsanspruch bestand. Zuuem wurden nHrncLire Zt1wemlungen nicht gleichmii-
ßig an die Belegschaft verteilt, sondern abgestuft insbesondere nach Dauer der Be-
triebszugehörigkeit und Familienstand ausgeschiittet. (2.) Der Werkswohnungsbau 
stagnierte dagegen - zumindest in der Schwerindustrie. Zwar versuchten die lJ nter-
nehmen meist erfolgreich, sog. Werksfremde (Pensioniire, \.Vitwen, i11 andere iletriebe 
abgewanderte Arbeitnehmer) aus werkseigent:n Wohnungen herauszudriingen. Weil 
die meisten schwerindustriellen Unternehmen indessen wohnuugspol itisch gewisser-
mal\en von der Substanz lebten und gleichzeitig die Belegschafts1.ahlen rasch wuchsen, 
verringerte sich dennoch der Anteil der Arbeitneluner, diL' in Werkswnhnungen ,ihres· 
Betriebes wohnten.37 Da Arbeits- und Mietvertrag meist mitcin:111dc1 verknüpft waren, 
ein Arbeitsstellenwechsel also die Kündigung der Wohnung nach sich zog, und aulkr-
clem der Mangel an billigen, für Arbeiterhaushalte fina1llierbaren Wohnungen kaum 
vorstellbare Ausmaße hatte, band die Werkswnhnung die betreffenden Arbeitskr;ifte in 
sehr starkem Mal\e an ,ihr" Unternehmt'n. U.) Die 1usiitzlich zur staatlichen Rente, 
die auch während der NS-Zeit sehr niedrig blit'b, gezahlten betriehlid1en Pensions1ah-
lungen wurden gleichfalls nach , Werkstreue· gestaffelt. Effekt dieser Koppelung der 
Hühe betrieblicher Renten und einer Reihe weiterer Formen rns;itzlichcr Swial!eistun-
gcn mit der Dauer der Betriehszugehiirigkeit war t:inc ausgepr;igtc~ und trotz vieler 
Neueinstellungen bis 1939 wachsende , W erkstrcue' der Arbt'itneh m.;r in tlt'r rhei 
nisch-westfälischen Eisen- und Stahlindustrie (Tab.:l). 111 Rclatirn1 ?ur (iesamtheit d!:! 
für die betriebliche Sozialpolitik aufgewendeten lktriige sank die Bedeutung dn Ziih 
Jungen betrieblicher Pensionen seit 1933 rasch - bei den Vereinigten Stahlwt:rken 1. B. 
von 35,7 % 1932/33 auf 16, 1 % 1939/40, h·:i der (iutt'hoffnungshütte V• H1 r,-;, ') % 

37 Bei Krupp (GF) lebten 19.14 26,4% alkr llt·l·_:!!schalt->111itt"liGdl'f" lll w,·rb„_'l)'c:llcn Woli 
nungen, 1939 nur noch 17 ,0%; b,·i dc1 GI !11 sank d1t's>:'r l'rnzt·nts:llt. von Hl, 1 './, nn Ja/11,· 1 '>l l 
auf 15,9% 1939. 
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1933/34 auf 28,0% 1939/40. Seinen Grund hatte dies nicht nur darin, daß die Auf-
wendungen für andere Formen zusätzlicher betrieblicher Sozialleistungen, insbesonde-
re Gratifikationen, sich zum Teil vervielfachten; wegen des immer spürbarer werden-
den Mangels an Arbeitskräften wurden zudem Arbeiter, die das Rentenalter erreich-
ten, mit mehr oder weniger sanften Mitteln zum Verbleib im Betrieb bewegt, in nicht 
weniger Fällen sogar Pensionäre zur Wiederaufnahme ihrer betrieblichen Arbeit ver-
anlaßt. 38 Gegenüber diesen drei wichtigsten Bereichen betrieblicher Sozialpolitik fie-
len - jedenfalls in der Eisen- und Stahlindustrie - andere zumindest quantitativ weniger 
ins Gewicht. · . 

Die DAF suchte zwar den vor allem in den Zweigen der verarbeitenden Industrie 
beobachtbaren Ausbau der betrieblichen Sozialleistungen39 als eigenen Erfolg für sich 
propagandistisch zu vereinnahmen. Der von der Arbeitsfront groß in Szene gesetzte 
,Leistungskampf der Betriebe', an dem sich übrigens eine Reihe von schwerindustriel-
len Großunternehmen (u.a. Krupp, Gutehoffnungshütte, Stumm) nicht beteiligten, die 
gleichzeitig als besonders vorbildlich für ihre betriebliche Sozialpolitik hingestellt 
wurden, sollte jedoch nicht den Blick dafür verstellen, daß die Ausdehnung der zu-
sätzlichen betrieblichen Sozialleistungen den Unternehmensleitungen nicht politisch 
oktroyiert, sondern durch die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt erzwungen wurde. 
Die allgemeine Einfühnmg der Weihnachtsgratifikationen in der rheinisch-westfäli-
schen Eisen- und Stahlindustrie bietet hierfür ein anschauliches Beispiel: Die Krupp-
Gußstahlfabrik führte 1934 vor dem Hintergrund der einsetzenden Vollbeschäftigung 
als erster Konzern der Eisen- und Stahlindustrie anläßlich des Weihnachtsfestes eine 
Sondergratifikation für die gesamte Belegschaft ein und zwang die Leitungen der an-
deren schwerindustriellen Unternehmen, hier nachzuziehen - wollten diese nicht „eine 
Fülle von Unzufriedenheit" und das Abwandern von Arbeitskräften zu Krupp als „un-
bedingt sichere Folge" riskieren.40 

38 Vgl. Hachtmann: Industriearbeit, S. 269 ff„ 278 ff. 
39 Während der Stellenwert der zusätzlichen sozialen Aufwendungen - gemessen in v.H. 

der Lohn- und Gehaltssummen - in der Schwerindustrie (Konzerne der Eisen- und Stahlindu-
strie im Verbund mit Steinkohlenbergbau) sich nur vergleichsweise wenig erhöhte (von 4,2 % 
1932 auf 7,7% 1938), stieg dieser Prozentsatz beispielsweise in der Automobilindustrie wäh-
rend des gleichen Zeitraumes von 2,0% auf 6,4% (bis 1940 sogar auf 10,0%) und in der Tex-
tilindustrie von 2, 7 % auf 9, 7 % (nach: Hachtmann: Industriearbeit, S. 262, Tab.25). 

40 Schreiben des Generaldirektors des Bochumer Vereins Borbet an den Generaldirektor der 
Vereinigten Stahlwerke Vögler vom 14. Dez. 1934. In: Archiv der August Thyssen AG/Duis-
burg (THA) VSt/171-178. Zum ,Leistungskampf der Betriebe' ab 1939 vgl. jetzt Matthias Fre-
se: Vom ,NS-Musterbetrieb' zum ,Kriegs-Musterbetrieb'. Zum Verhältnis von Deutscher Ar-
beitsfront und Großindustrie 1936-1944. In: Der Zweite Weltkrieg. Analysen, Grundzüge, 
Forschungsbilanz, hg. von Wolfgang Michalka. Miinchen/Zürich 1989, S. 382-401. 
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Den Arheitskräftemangel suchten viele Unternehmer dadurch auszugleichen, daf) sie 
die Arbeitszeit ausdehnten. In der Eisen, Stahl- und Metallgewinnung, in der im 
Reichsdurchschnitt die Arbeitszeit von 48,2 Wochenstunden 1929 auf 39 ,4 Stunden 
1932 gesunken war, wurde im ersten Halbjahr 1939 mit 48,5 Stunden das Niveau der 
wöchentlichen Arbeitszeit von 192() knapp überschritten. Während des Krieges erhiih-
ten sich die wöchentlichen Arbeitszeiten weiter - bis auf 62,7 Wochenstunden in der 
eisenschaffenden Industrie, 49,9 Wochenstunden in der Nichteisenmetall-Industrie und 
52, 1 Wochenstunden in der Ciießerei-lndustrie im März 1944. Das Ausmaß der Ar-
beitsbelastung, das mit der Ausdehnung der Arbeitszeit verbunden war, wird beson-
ders deutlich, wenn wir nur die Überstunden und die an Sonn- und 1:eiertagen gelei-
steten Arbeitsstunden betrachten: Die Arbeiterbelegschaft der Krupp-(iußstahl fahrik 
beispielsweise hatte 1942 fast viermal so viele Zusatzstunden im Betrieb abzuleisten 
wie 1935 (Tab.4). In den meisten anderen Unternehmen der l'ruduktiunsgüterindu-
strien verlief die Entwicklung ähnlich. Auffällig ist außerdem, daf\ qualifizierte Ar-
beitskräfte weitaus länger arbeiten mußten als unqualitizierte miinnliche und weiblid1e 
Arbeitskräfte. 41 Die starke Ausdehnung der Arbeitszeiten in der Eisen- und Stahl imlu-
strie während des Zweiten We!tkrieies lällt im übrigen darauf schließen, daß der bei 
Einbruch der Wirtschaftskrise 1929/30 in den meisten l-10L'i1ofen-, Stahl- und Walz-
werken eingeführte dreischichtige Betrieb (Schichten zu jeweils acht Stunden), der zu-
mindest bis Kriegsheginn heihehalten worden war, in den meisten Werken vor dem 
Hintergrund eines sich verschärfenden Arbeitskräftemangels und des vermehrten Ein-
satzes von ,Fremdarbeitern', auf deren Kräfteverschleil~ keine Rücksicht genommen 
werden mußte, zugunsten des zweischichtigen Betriebes (Schichten zu l:. Stunden) 
aufgegeben wurde.42 

41 Für 1. Leute in der Eisen- und Stahlindustrie wurden illl März 1944 65,7 Stunden, für 
Platz- und Hilfsarbeiter dagegen vier Stunden wenigc'r Je Woche ft„:tgestcllt: in Llcr Gielkrri-ln-
dustrie lagen zum gleichen Zeitpunkt die wiichentlichen Arbc1tszc1tc'.n liir Facha1 bt'lkr lw1 
54, 1, für männliche Hilfsarbeiter bei 49,9 und für A1-bc·itcrinnc'n (dit' alkrdmgs w emelll ho-
hen Prozentsatz in Halbtagsschichkn arheikte;,) h·_·i 40, l Stundc·n. Angaben zur Arbl'its1cit 
nach: Statisches Jahrbuch 1939/40, S. 384: Wirtschaft und Statistik 1935, Sondc>1h~ilage Nr. 
13, S. 13; Tilla Siegel: Leistung und Lohn in der nationalsozialistischen ,Ordnung der Arbeit·. 
Opladen 1989, S. 307. 

42 Vgl. Wolfgang Franz Werner: ,Blt'ih iihrig'. Deulscht' Arhcikr 111 dc:1 11ali1H1alsozialist1-
schen Kriegswirtschaft. Düsseldorf 1983, S. 242 ff.: fü1 dit' Z1·it h" 19J'l: llad1t111ann: Ailw1-
ter der GHH, S. 113 f.; Yano: llütknarbeiter, S. 70-75, 17-1 L: zw l\usc·1nander"·l1.un~ um 
die Einführung des dreischichtigen Betriebes in der Eisc·n- und Stahlindustrie• wiilm:nd der Wc·1-
marer Republik vgl. Irmgard Steinisch: Arheih1.~itverkiirwng und •;01.1akr Wandd. lkrlin/ 
New York 1986, insbesondere S. 47(1 f„ 480, 494. 
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Eine weitere Möglichkeit, den sich seit 1936 rasch verschärfenden Mangel an Ar-
beitskräften wenigstens teilweise zu kompensieren, wurde in der Eisen- und Stahlin-
dustrie kaum genutzt: Legt man die Entwicklung der arbeitszeitbereinigten Arbeits-
produktivität als wichtigsten Indikator zugrunde, kam es in der Eisen- und Stahlindu-
strie nicht zu einer signifikanten Intensivierung der Arbeit. Während in den Branchen 
der Metallverarbeitung vor dem Hintergrund der Ausweitung von Fließfertigung, 
REFA-Verfahren und anderen Formen arbeitsorganisatorischer und fertigungstechni-
scher Rationalisierung die Arbeitsproduktivitllt je Arbeitsstunde von 1929 bis 1939 um 
32,2 % erhöht wurde, sank sie in der Eisen- und Metallgewinnung sogar geringfügig 
(um 1,6%).43 Die Gründe für die Stagnation der Arbeitsproduktivität in letzterem In-
dustriezweig waren vielfältig: Zu nennen sind vor allem die verstärkte Verhüttung 
minderwertiger einheimischer Erze, stockende Rohstoffversorgung und die Wiederin-
betriebnahme veralteter Produktionsanlagen nach 1933; von den 1938 in Betrieb be-
findlichen 418 Walzwerken beispielsweise waren drei Viertel vor dem Ersten Welt-
krieg errichtet worden, lediglich 18 in den dreißiger Jahren. 44 

* 
Die Ausdehnung der Arbeitszeit und die Erhöhung der Arbeitstempos vor allem in 

den verarbeitenden Industrien hätten eigentlich zu einer spürbaren Erhöhung der 
Krankenstande führen müssen. Das Gegenteil war jedoch der Fall: Bis 1939 blieben 
im industriellen Durchschnitt wie in den einzelnen Branchen die Krankenstände deut-
lich unter dem Niveau der Jahre 1928/29 - und zwar auch ab 1936, nachdem das 
Deutsche Reich in die Phase der Vollbeschäftigung eingetreten war und für Arbeitneh-

43 Angaben nach: Hachtmann: Industriearbeit, S. 226 (Tab.19). Für den 2. Weltkrieg sind 
entsprechende, nach Branchen differenzierte Angaben nicht möglich; im industriellen Durch-
schnitt erhöhte sich die Arbeitsproduktivität je Arbeitsstunde bis 1943 um immerhin 13,7% 
(trotz des verstärkten Einsatzes von ,Fremdarbeitern'; vgl. ebd„ S. 230, Tab.20). Dies scheint 
auch für die Eisen- und Stahlindustrie zu gelten; jedenfalls wurde während einer Sitzung des 
Vertrauensrates der GHH/OHW vom 22. April 1941 konstatiert, die Arbeitsleistung sei in vie-
len Fällen „durch den Krieg erheblich gestiegen" (in: HA GHH 400 144/20). Seit 1942/43 gin-
gen die Arbeitsleistungen aus einer Vielzahl von Griinden (sich verschlechternde Ernähmngsla-
ge, Überaltemng der Belegschaften, Mehrbelastungen infolge von Aufräumarbeiten nach Bom-
benangriffen usw.) relativ stark zurück. 

44 Angaben nach: David S. Landes: Der entfesselte Prometheus. Technologischer Wandel 
und industrielle Entwicklung in Westeuropa von 1750 bis zur Gegenwart. München 1983, S. 
443. Ein Blick in die einschlägigen Zeitschriften kann leicht zu falschen Schlullfolgemngen 
führen, da hier gern die wenigen modernen (bereits vollkontinuierlichen) Walzstraßen beson-
ders hervorgehoben werden (vgl. z.B. Hans Cramer: Die erste vollkontinuierliche Breitband-
stralle. In: „Der Vierjahresplan" 3 (1939), S. 972 f. oder Konrad Hoffman: Die moderne 
Blecherzeugung. In: Ebd„ S. 918 f„ 964 f„ 1017 f.). 
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mer kein Grund mehr bestand, aus Angst vor Entlassung Krankheiten ,im Stehen·, 
d.h. am Arbeitsplatz, auszukurieren. Seihst im Krieg konnte Jer Krankenstand au!'" 
niedrigem Niveau gehalten werden, ohwuhl sich - wie z.B. der V ertrauen::arzt dl'I 

GHH bereits Ende 1941 notierte - „die Belastung durch dauernde Ml'l1rarhcit und 
knappe Ernährung" kontinuierlich erhiiht hatte, „eine grolk Anzahl junger kr:iftiger 
Männer zur Wehrmacht eingezogen (und stattdessen) alte Männer einge:;tellt (worden 
waren), die unter normalen Verhältnissen nicht mehr ge~!rt,eitet h:\tten und den Erfor-
dernissen des Betriebes auf die Dauer nicht mehr voll gewachsen sind"_.;:; Die drei 
größten Unternehmen der Eisen- und Stahlindustrie machten hier keine Ausnahme 
(fab. 5). Für diese Entwicklung waren eine Vielzahl spezifischer Restriktionen der 
nationalsozialistischen ,Gesundheitspolitik' verantwurtlich; nur die wichtigsten kiinnen 
hier genannt werden.46 

Mit der Notverordnung vom 26. Juli 19.lü waren die Krankenkassen verpll ichict 
worden, alle krankgeschriebenen Arbeitnehmer durch Vertrauensärzte (die nicht dem 
Patienten, sondern den Kassen verantwortlich waren) ,nachuntersuchen· zu lassen. Ur-
sprünglich war mit dieser Verordnung intendiert, die finanziellen Belastungen der 
durch die Krise zum Teil in arge Bedrängnis geratenen Krankenkassen 1u reduzieren 
Nach 1933 wurden die vertrauensiirztl ichen Kontrolluntersuchungen vor al !cm beibe-
halten, um die ,Leistungsbereitschaft' der ArheitskrMte wirkungsvoller kontrollieren 
und - mit Einsetzen der Vollbeschfü"tigung - das zunehmende Defizit an Arbeitneh-
mern mindern zu kiinnen. Seit 1936 wurde der vertrauensärztl iche Dien~.t systematisd1 
ausgebaut und insbesondere während des Krieges die Befugnisse der Vertral!ens;irztc 
beträchtlich erweitert. In einem Erla!\ verbot der Reid1s~1rbeitsminister 1.udem Mitte 
1940 die Krankenscheinerteilung durch angeblich besonders ,krnnkensch•.~infreudigt~· 
Kassenärzte. Seit Herbst 1942 mußten Arbeitsunfähigkeitsbesclteinigungen von Kas-
senärzten generell erst von einem Vertrauensarzt für gültig erkt;irt werden. In r.len 
letzten Kriegsjahren wurden Ärzte, die angebliche Gefälligkeitsatteste ausgestellt hat 
ten, mit Berufsverbot und Gefängnisstrafen bedroht Seit Kricg<>heginn w:irt~n daneh•;11 
sog. vertrauensärztliche Stoßtrupps in den Betrieben mit dem ,;rkl<i1ten '/,id tiitig. diL' 
Krankenstände systematisch zu senken. VcrtrauenS:iute hattell ;1111\crdem seit Ania11~. 
1941 die Arbeitsämter, die dann ihrcr~:eits die <ic~tapo inlrnmi,~1-.:n kunnten. über an 

45 Tätigkeitshericht vom l. Juli 1941 bis !. Jan. JC)112. In: llA (Jl\ll .1()() J.\()/.'\l. (ian1 
fümlich auch z.B. der Bericht 1.kr Sozialwirtschaltlichc;n J\htl'ilnng ckr VL't. Stahlwc·rkc· „iih·_·1 
die bisherigen Erfahrungen bei der Eintüh111ng dc"r k:is:.c·n~ir1tlid1·:n Bdrt:·b;\»:ltamll11n1' \<llll 

12. Mai 1943" oder der Gefolgschaft;: und Sm.i:tlhcrid1t dn Kmpp·< i11ib1:1lilfohnk 1 <).\ l t-1.'. 
Tn: THA VSt/212-214 bzw. HA Krupp WA 4l/3-740h. 

46 Zum folgenden ausführlich: llachtn1a11n: lndnstnc·.arhc1t. S. ?.l.l 2:1<\ S<l\Vic l\.larl111 Ct'y-
er: Soziale Sicherheit und wirtschaftlicht>r f<mtschntt. Ühn\egungl'n mm v,1ltii\tni': \<llll J\r-
beitsideologie und Sozialpolitik im „Dritteil Reich". 111: ()(j l'i ( \lJRCJ), mshc·::Plllkl"l' s Yl-1 n. 
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geblich ,krankfeiernde' Arbeiter zu unterrichten. Insbesondere die vertrauensärztli-
chen Kontrolluntersuchungen waren - das läßt sich am Beispiel Krupp und GHH nach-
weisen - außerordentlich wirkungsvoll (fab.6). Der ,Vorladegewinn' (d.h. der Anteil 
der Arbeitnehmer, die bereits vor der Nachuntersuchung wieder die Arbeit aufnah-
men) stieg, der Anteil der bei den Kontrolluntersuchungen durch den Vertrauensarzt 
Krankgeschriebenen sank. In erster Linie arbeitsmarktpolitische Zwänge bestimmten 
das Verhalten der Vertrauensärzte; weil „die Betriebe nach Arbeitern schreien", 
schrieb z.B. der Vertrauensarzt der GHH viele Arbeiter wieder gesund, obwohl es „in 
jedem Falle mit einem großen Risiko verbunden" sei.47 

Ende 1941 wurden darüber hinaus die Institutionen des Betriebs- und des Vertrau-
ensarztes weitgehend miteinander verschmolzen. Die Einrichtung des Betriebsarztes 
war 1936 geschaffen worden; der Betriebsarzt hatte nicht nur die Funktionen des alten 
Werksarztes auszuüben (Einstellungsuntersuchungen vorzunehmen, Erste Hilfe zu lei-
sten u.ä.), sondern war dadurch, daß er in seinem ärztlichem Handeln dem ,Haupt-
und DAF-Amt für Volksgesundheit' verantwortlich war, gleichzeitig den rassehygie-
nischen und sozialdarwinistischen Prinzipien der Nationalsozialisten verpflichtet. Dies 
hatte erhebliche praktische Konsequenzen, sollte er doch auch u.a. dazu beitragen, 
daß „Asoziale und Drückeberger rücksichtslos und folgerichtig als solche herausge-
stellt und dementsprechend beurteilt werden". 48 Die Stigmatisierung als ,Asozialer' 
konnte - seit etwa 1938 - unter Umständen zur Einweisung in ein Konzentrationslager 
oder zur Zwangssterilisierung des betreffenden Arbeiters führen. Der nationalsoziali-
stische Rassismus war nämlich keineswegs nur nach außen (gegen Angehörige angeb-
lich minderwertiger Völker/,Rassen'), sondern auch nach innen, gegen Menschen mit 
angeblich minderwertigem Erbgut gerichtet. ,Asozialität' und ,Minderleistungsfähig-
keit' galten - darin bestand unter nationalsozialistischen Eugenikern Einigkeit - als 
erblich bedingt; als ,asozial' wiederum konnten Arbeiter mit „staatsfeindlichen und 
querulatorischen Neigungen" gelten oder jemand, der „schmarotzend von sozialen 
Einrichtungen lebt". Bereits längere unt~~durchschnittliche Akkordleistungen oder ein 
physischer Zusammenbruch infolge von Uberarbeitung konnte die Aufmerksamkeit ei-
nes ,Rassehygienikers' auf sich ziehen.49 Da der Begriff des ,rassisch Minderwerti-

'47 Tätigkeitsbericht vom 1. April bis 1. Juli 1939 bzw. 1. Jan. bis 1. Juli 1942. In: 
HA GHH 400 144/20 bzw. 400 1025/42. 

48 So die Formulierung bei: Ed. Busse: Arzt und Arbeitseinsatz. In: Arbeitseinsatz/ Arbeits-
losenhilfe 1937, S. 50. 

49 Vgl. (Zitat:) Karl Ludwig Lechler: Erkennung und Ausmerze der Gemeinschaftsunfähi-
gen. In: Deutsches Ärzteblatt, 70 (1940), S. 295; H. Reiter: Berufsschädigung und Volkslei-
stung, S. 146. Nach: Walter Wuttke-Groneberg: Medizin im NS. Ein Arbeitsbuch. Tübingen 
1980, S. 38; Kurt Mönch: Dienstbeschädigung. In: Deutsche Invalidenversichenmg, 7 (1935), 
S. 60 u.a.m. 
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gen' nicht präzise definiert war, sondern weit ausgelegt werden konnte, dürften die 
Auswirkungen einer derartigen , Volkstums'-Politik auf das Verhalten der Arbeiter-
schaft erheblich gewesen und nicht un1vc~entl ich zu den niedrigen Krankensliimlen in 
den Betrieben beigetragen haben. 

Weitere Instrumente, mit denen man Fehlzeiten zu mindern suchte, waren der Aus-
hau der Krankenkontrollen und die Einführung von ,Gefolgschaftskarteien·, iiher die 
man sich nicht nur ein Bild über die Art und Zahl der Erkrankungen, Fehltage, ,Lei-
stung und Führung' usw. zu verschaffen suchte. sondern die auch Auskunft über die 
,arische Herkunft' gehen sollten. Besonderes Anliegen der DAF und der ihr unter-
stellten ,gesundheitspolitischen· Institutionen. aber auch der Reichsgruppe !ndu'.;trie 
war schließlich die Verschiebung der sog. Leistungsknicks: Die Arbeitsleistung de~ 
einzelnen Arbeiters sollte bis ins hohe Alter gesteigert und der physisdw Tod miig-
lichst mit dem ,Arbeitstod' in Übereinstimmung gebracht werden. Vor dem Hinter-
grund eines so dicht geknüpften Netzes an ,gesundheitspolili':chen· Restriktionen war 
,Krankfeiern' im eigentlichen Sinn des Wortes, d.h. unbegründetes Pernhleihen von 
der Arbeit unter dem Vorwand einer Erkrankung, letztlich nicht möglich. 

Ebensowenig wie Klagen in Stimmungsberichten und internen Schriftwechseln über 
angeblich verbreitetes ,Krankfeiern' für bare Münze genommen werden sollten. dür-
fen Behauptungen über ausgedehntes ,Bummelantenwesen' ernst genommen werden. 
Differenzierte Angaben über die Gründe des Arheitsausfalles zeigen. daB die als 
,Bummelei' bezeichnete Form des Absentismus quantitativ nicht ins Gewicht fiel. 
Nach einer Aufstellung der Vereinigten Stahlwerke waren z. ll. in der Zeit von Mai 
1938 bis Mai 1939 von durchschnittlich 4,2 % Ahsentismus (in v. H. der Clesamtbeleg-
schaft:) 3,4% dem Krankenstand und nur 0.8% den Bummelschichten zuzurechnen.\ 11 

Überdies wurden während des Krieges Arbeitnehmer vielfach schon dann ah ,Bum-
melanten' bezeichnet, wenn sie infolge der „Beschränkung der Nachtruhe durch Flie-
geralarm" zu spät gekommen und wieder nach Hause gegangen waren. Oder es wm-
den „in erheblichem Umfange Schichten von Ausl;indern als willkürliche Feier»chid1-
ten angerechnet („.), die ihre Arbeitsstelle schon seit längerer Zeit unter Komrakt-
bruch verlassen haben und auf deren Riickkehr keinesfalls mehr gereclrncr werlkn" 
konnte.51 Eine von den Gauarbeitsfüntern im Herbst 1943 durchgeführte Umfrage m 
einer Reihe von schwerimlustriellen Unternehmen des Ruhrreviers hei•;pielsweise er-
gab, daß im Bezirk Düsseldorf von 781 eingegangenen Melduneen nur 98 ( _c- l 2 .5 % ) 
und im Bezirk Essen von 965 Meldungen nur 317 ( =.: 32.8 % ) „als notnrische Bumrne-

50 VSt. an Dr. Steinberg, Bezirksgruppe Nordwt!.'>t der Wirtsd1aftsgn1ppe E1,;,·li sd1all<'ndt· 
Industrie vom 17. Juni 1939, in: THA VSl/478-481. 

51 Rundschreiben der Bezirksgruppe Steinkohknhergbau Ruhr vom Ll .. ';q>t. '"\'!lt' 11. 
Dez .1940, in: THA VSt/478-481. Die hier für den Skinkohknlwre'.hau heschnebc•n,· :;1t11;1t1011 
galt grundsätzlich auch fiir die Eisen- und Stahlindustrit'. 
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lanten anerkannt" werden konnten.52 Erst seit Ende 1943, mit der Evakuierung von 
immer mehr Frauen und Kindern, ließ „die disziplinarische Haltung der Gefolgschaft 
schlagartig nach. Willkürliches Feiern und willkürlicher Urlaub waren die Folge. Vor 
allem zeigten Männer, deren Frauen abgewandert waren, in steigendem Maße das Be-
streben, keine Sonntagsarbeit zu übernehmen, um ihre Frauen zu besuchen. "53 Es 
kam vereinzelt sogar zu streikähnlichen Situationen: „An einem Sonntag Ende Sep-
tember (1943, R.H.) war die Nachmittagsschicht (eines) Blechwalzwerkes zum großen 
Teil nicht erschienen. Vorher versuchten die (Arbeits-)Kräfte, von dieser Schicht ab-
zukommen. Als dieses abgelehnt wurde, reichte die Mehrzahl Einzelurlaub ein, der 
ebenfalls verweigert wurde. Daraufhin fielen am Sonntagnachmittag mehrere 
(Walz-)Straßen ganz oder zum Teil aus. („.) Die Betriebsfühnmg setzte sich („.) mit 
der Geheimen Staatspolizei in Verbindung. Es wurde wie folgt vorgegangen: Unter 
Teilnahme der DAF, des zuständiger Reichstreuhänders, des Vertrauensrates und 
sämtlicher Amtswalter wurde mit der in Frage kommenden Schicht ein kurzer Appell 
abgehalten. Innerhalb dieses Appells wurden die der Sonntagsschicht ferngebliebenen 
Mannschaften staatpolizeilich schärfstens verwarnt. Fünf Mann, und zwar drei als 
häufige Bummelanten in Erscheinung getretene und zwei in der Angelegenheit beson-
ders renitent aufgetretene Männer, wurden sodann aus dem Appell heraus verhaftet. 
Sie wurden („.), nachdem sie bei der Gestapo ihr Unrecht eingesehen und zukünftig 
untadeliges Verhalten gelobt hatten, nach 3 Tagen wieder auf freien Fuß gesetzt. Die-
se („ .) Maßnahme hat Wunder gewirkt. („.) Seit diesem Ereignis („ .) haben sich auf 
dem Werk nennenswerte Fälle von Disziplinlosigkeit oder willkürlichen Feierns nicht 
mehr ereignet. "54 Gut einen Monat zuvor, am 16. August 1943, war es in der Klein-
eisenzeugfabrik der Friedrich-Alfred-Hütte/Rheinhausen (Krupp AG) zu einem regel-
rechten Streik gekommen. Die sechzigköpfige Belegschaft legte für eine knappe Stun-
de die Arbeit nieder, um gegen den Einsatz von REFA-Leuten zu protestieren. Sie zo-
gen zur Werkmeisterbude, um dort ihre Befürchtung, daß der Einsatz der Zeitnehmer 
zu einer Intensivierung der Arbeit und Senkung der Akkordverdienste führen würde, 
vorzutragen, und nahmen ihre Arbeit wieder auf, obwohl die Werksleitung ihre For-
derungen nicht erfüllt hatte. Zwei Tage später wurden drei am Streik Beteiligte in 
Schutzhaft genommen.55 

52 Zahlen nach: Aktenvermerk iiber eine Besprechung am 29. Okt. 1943. In: Ebd. 
53 „Erfahrungsbericht eines Betriebsführers" vom Okt. 1943, Anlage zu: Vertrauliches 

Rundschreiben der Bezirksgruppe Nordwest der Wirtschaftsgruppe Eisen schaffende Industrie 
vom 27. Okt. 1943. In: THA VSt/478-481. 

54 Ebd. 
55 Nach: Detlev Peukert: Die KPD im Widerstand. Verfolgung und Untergnmdarbeit an 

Rhein und Ruhr 1933-1945. Wuppertal 1980, S. 387 f. Resistenz gegen die ,Stoppuhr' ist für 
das Ruhrgebiet auch für die Zeit vor 1939 iiberliefert (vgl. Berichte der Gestapo Recklinghau-
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Derartige Ponnen ,nonkonfonnen· Verhalten;; stellten allerdings auch in den letzten 
Kriegsjahren eine große Ausnahme dar Gel:ingnisstrnfen und Einweisung:n in Ar-
beits- oder Konzentrationslager wurden überdies bei qualillziertcn Arhc·itskrü1h;n 
selbst im Krieg nur selten verfügt, da für Facharbeiter nur schwc;r Er'.:atz w he~d1af
fen war. Zudem stand den Betriebsleitungen unterhalb dieser Schwelle e!n vielfältig 
abgestuftes Instrumentarium zur Disziplinierung der Beiegsd1aften wie: Streichung von 
Sondergratifikationen bei unentschuldigtem Fehlen, Anr,;d11rnng der Fehlzeiten auf 
den tariflichen Urlaub, Entzug der Schwerstarheiterzulag·:n u.:i. zur Verfügung Wenn 
vor allem erwachsene, männliche deut:;che /\rkitcr auch in der zwcikil Kricgshülftt· 
alles in allem eine insgesamt hohe Leistungshereitschalt zeigtr;n'''. dann war dies je-
doch nicht nur darauf oder auf ein·: hctriehlichl~ Sozi;tlr111litik. die immer mehr in \kn 
Dienst betrieblicher Leistungspolitik ge:;tel lt wurde, zurückzuführen: von erheb! ich 1:r 
ßedeutung für die Arbeitshaltung der deutschen Belegschaften w~11 insbesondere sc·il 
Herbst 1941 auch, daß die zur arisch-deutschen ,lkrrenra:;:;e' gehiiremk·n Jiefolg-
schaftsmitglieder' gezielt gegenüber ihren ausländischen K\lllegen privilegiert wurd·~!l 

* 
Seit Herhst 1941, als nach dem Einmarsch deutsd1er Truppen in die UdSSR sog. 

Ostarbeiter in großer Zahl für die Arbeit in der deutschen Industrie {zwanw;)rekiutien 
und zunehmend auch Kriegsgefangene zu industriellem ./\rbeits1~ins;1tz' gawu11g,;n 
wurden, veränderte sich die Zusammensetzung der Belegschalh~n in alkn rüstung»r·_·-
levanten Industriezweigen. In der eisens1~haffenden Industrie des 1.kutschen !~1~dH~:. 

stieg der Anteil ausländischl'I' Arheirskräjie insgesamt (cinschlienlich der Krieg,;gefan 
genen) an der Gesamtheit der in diesem Indu\triezweig h·'sdüiftigten J\1-b.~irnehmer 
von 8,2% 1941 auf 33,0% 1943 und l'J.+4, in der (iicllereiindmtrie von 11,0% J<J41 
auf 40,2 % 1944. Ähnlich hoch war der Anteil ausliindi:;cher J\rh··it•;krältc. in 1.kn \'c'( 

schiedenen Zweigen der metall\·erarbeit<:nden lndustrie. 1·1 Die1ivile11 v\te kricgsgd.;rn-

sen vom 3. Okt. 1934 sowi~ der Gestapo Dortmund fiir /\llg. !9l4. Nach: Ciii11!hc·1 l\lm•;•:l1· 
Die deutsche Arbeiterschaft zwisehl'n Anpassung und !(c:;;i•a,•nz. Lage". Stimmum'.. hwa,·llnng 
und Verhalten deutscher Arbt.!iler zwisdwn l <J:n und 1 C)J(>/.17 ( m; D1:;,„ ). llc·il in D·:". I '11;;;. 

S. 491; vgl. auf\erdem llachtmann: Industnca1kil, S. 2011.). 
56 ßei Frauen und Jugendlichen wunk dagcgt>n hliufi~'·:r iih·.'I· .di;,ztpl111L' „_, .. ; Vnh<1lkn 

u.ii. geklagt. 
57 Der Anteil ausliindisch.:r J\rlw.itsl:1iitk l'in.s•:hlidlltLh dn Krii:b:::gt'!ang,·n:n .rn dc>r r;._. 

samlzahl der Beschäftigten lag 1944 1111 Masd1i11·:n-, App:ll'ak- und Fahf'.c't1gha:1 hc1 1:1,rJ '.{. 
etwas niedriger in der Elektroindustrie (23 ,(1 './,·) 11nd in d•.:r lmlustnc Lkr Fe111illc":h•rn1 k 1111d 1 )p 
tik (20,7%). Am höchsten war der ,Frc>nularh•.'1kr' J\n!t'll im Baui>,•:\Wrhc• (:10,P.'/r.), \c'rglcil'i1•; 
weise niedrig dagegen in den verschieden<:n Sektmcn dc·r KorhU!i1~'Ült'nnd11·;tne ( N11hrnngsmt1 
teiindustrie: 17, 1 % , Textilind11strie: I:l ,ü \{, lkk lt'idung:,111d11stric>: ) ,7.'li„ /\11gah•:n n;i• h: l~"l 1 
Wagenführ: Die deutsche Industrie im Kric·gc: 19.l'l- l 1l-IS. [kri111 11)51. S. l 'iO, 155 f. l. 
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genen ,Fremdarbeiter' waren freilich keine homogene Masse, sondern intern nach ras-
sistischen Kriterien differenziert und wurden entsprechend unterschiedlich behandelt. 
Die in den nord- und westeuropäischen Ländern ,ausgehobenen' Arbeitskräfte befan-
den sich im Vergleich zu den sog. Ostarbeitern in einer ,begünstigten' Situation: Zivi-
le Arbeitskräfte aus diesen Ländern erzielten Effektivlöhne, die nur wenig unter denen 
ihrer, deutschen Kollegen lagen, sie hatten Anspruch auf Weihnachtsgratifikationen 
u.ä.m. Auch z.B. hinsichtlich der Arbeitszeitbedingungen unterschied sich ihre Situa-
tion meist nicht wesentlich von der der deutschen Arbeitskräfte; allerdings waren 
Franzosen, Niederländer und Belgier z.B. bei Urlaubsüberschreitungen demütigenden 
Prügelstrafen ausgesetzt, die ihnen drastisch vor Augen führten, daß sie nicht gleich-
berechtigt waren, sondern als Angehörige besiegter Staaten in der deutschen Industrie 
arbeiten mußten. Viel schlimmeren Arbeits- und Lebensbedingungen waren die aus 
Polen und der Sowjetunion mit mehr oder weniger Druck zum ,Arbeitseinsatz' im 
Deutsche Reich verpflichteten Arbeiter ausgesetzt (von den jüdischen Arbeitskräften, 
für die der ,Arbeitseinsatz' lediglich einen kurzen Aufschub bis zur sicheren physi-
schen Vernichtung darstellte, ganz zu schweigen). Die ,Ostarbeiter', die mehr als die 
Hälfte aller 1944 im Deutschen Reich beschäftigten Arbeitskräfte ausmachten und zu-
dem zu knapp fünfzig Prozent weiblichen Geschlechts waren, litten unter überlangen 
Arbeitszeiten, schlechter Ernährung, Unterkunft, Kleidung und niedrigster, lediglich 
nomineller Entlohnung. Insbesondere in der ersten Phase des ,Russeneinsatzes' bis 
Mitte 1942 verzeichneten manche Betriebe innerhalb weniger Monate ,Ausfälle' von 
„bis zu 50% der zugewiesenen (zivilen) Arbeitskräfte wegen Krankheit, aber auch we-
gen völliger Entkräftung" .ss Noch schlimmer erging es den sowjetischen Kriegsgefan-
genen: Nur Bruchteile der 1941/42 für den ,Arbeitseinsatz' vorgesehenen Kriegsge-
fangenen waren überhaupt arbeitsfähig. Schwangere Frauen aus der Sowjetunion wa-
ren (bis Ende 1942) „sofort abzuschieben". Graduell verbesserte sich die Situation der 
,zivilen' und kriegsgefangenen ausländischen Arbeitskräfte, nachdem der sich weiter 
verschärfende Arbeitskräftemangel und die Kriegswende 1942/43 die deutschen ,Ar-
beitseinsatz'-Behörden zu einer schonenderen Behandlung auch der ,Ostarbeiter' 
zwang. Auch nach diesem Zeitpunkt blieb freilich die Bestimmung in Kraft, daß 
„nichteinsatzfähige Ostarbeiter der Gestapo (zu) melden (waren), die den Abtransport 
veranlaßt" .59 All dies erklärt, warum der Krankenstand unter Ostarbeitern in den letz-
ten beiden Kriegsjahren merkwürdig niedrig blieb: Der Krankenstand der ,Ostarbei-

5~ Zum gesamten Themenkomplex vgl. vor allem: Ulrich Herbert: Fremdarbeiter. Politik 
und f>raxis des „Ausländer-Einsatzes" in der Kriegswirtschaft des Dritten Reiches. Berlin/Bonn 
1985 (Zitat: S. 163). 

59 Zitate: Abt. Verkehr der GHH vom 2. Okt. 1942. In: HA GHH 400 101/1; der Ab-
schiebestop wurde zwischen Himmler und Sauckel Ende Dez. 1942 vereinbart, vgl. Herbert: 
Fremdarbeiter, S. 249. 
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Zur LllJ;l' da llld11srrirnrbl'it1'rschaji im Ruhr;;chit'I ... 

ter', die in der Krupp-Gußstahlfabrik beschiiftigt w:.ren, lag 1943 mit 3,4 % und 1944 
2,9% weit unter den Prozentsätzen, die für die deutschen Belegschafisangehörigen re-
gistriert wurden (1943: 5,8%, 1944: 7,5%).60 

Beschäftigt wurden ausländische Arbeitskräfte überwiegend für unqualifizierte und 
angelernte Tätigkeiten. Die Folge des seit 1941 /42 massiven Zustroms ausländischer 
Arbeitskräfte in die deutsche Industrie war eine grundlegende Veriinderung der Zu-
sammensetzung der Industriearbeiterschaft: Deutsch-,arische· Industriearbeiter wurden 
- sofern sie nicht an die Front kamen - in zunehmendem Maße zu racharbeitern ,auf-
geschult' und in Aufsichtspositionen eingesetzt. Nicht wenige deutsche Facharbeiter 
stiegen darüber hinaus während des Krieges zu technischen Angestellten auf. 111 Deut-
sche Frauen, die aus hiologistischen Gründen (Erhaltung der Gehiirfähigkeit) auch 
während des Krieges strengen Arheitsschutzhestimmungen unterlagen, wurden ver-
stärkt in unteren Angestelltenfunktionen eingesetzt.c'2 Anfänglich wurden ausländische 
Arbeitskräfte, in erster Linie ,Ostarbeiter', nur für besonders anstrengende und 
schmutzige Arbeiten eingesetzt; bis Kriegsende wurde ~chlielllich die gesamte produk-
tive Tätigkeit „größtenteils von ausländischen Arbeitern getan, die deutschen Vorar-
beitern unterstellt waren. "6J 

Wie weit ließ sich die deutsche Arbeiterschaft vom fundamentalen weltanschauli-
chen Prinzip des Nationalsoziali~mus überzeugen, dal\ an die Stelle ~ozialer, ge:,ell-
schaftlich bedingter Antagonismen die angeblich ererbten, ,rassisch' begründeten Un-
terschiede zu setzen seien? Inwieweit ging das mit der gezielten l'rivilegierung deut-
scher Arbeitskräfte verbundene Kalkül auf, diese stärker an das NS-Regime zu bimlen 
und solidarisches Verhalten unter Arbeitern über ,Rasse'-Schranken hinweg aufzuhe-

60 Nach: Ebd., S. 209. 
61 Vgl. Michael Prinz: Vom neuen Mittelstand zum Volbgennssc·n. D1„• Entwicklung des 

sozialen Status der Angestdlten von d<'r Weimart'r Republik his wm Ewll" dn NS-7..:it. Miin· 
chen 1986, S. 244 ff. 

62 Wenn in der Eisen- und Stahlindustrie des lkutschc:n Rt'.iciJ<.~s der /\ctc>d der \h'1hlil'hc11 

Beschäftigten sich zwischen 1939 (4, J % ) und 194·\ ( l"J ,(, % ) mehr als wrvit'.rlad1te, dann wa1 
dies wesentlich darauf zurückzuführen. Im C!cgc·nsatz zu ihren deutschen Kolkgmnen \',1mkn 
die ,Fremdarbeiterinnen' - '.Hl,6 % ali<:r in di<0sem Industnc,Z\Wlg hc•;chiifligkn hau,·11 1n 1_kr 
Regel nicht als Angestellte, sondern im u111nilldhmc·11 Prmlukt1onshc·rc·1ch höchiilttgt (/.ahlt-11 
nach: Wagenführ, ebd.; ausführlich hierzu: Rüdiger l lad1tma1111: lndu•:triearhe1te1111nc:n in d,-:1 
Kriegswirtschaft (1936 bis 1944/45). '.'oraussichllich in: CJ(I I') (1'l9:l). 

63 Vgl. den aufschluf\reichen Bericht dc;s US-Leutnants Dani,·l L,,1w~r (Otli1.1c:r der ,l'o.y-
chological Warfare Division') vom I 8. /\pril 1945 iib,,r seine Rc·1sc· du1d1 die von der US-anw 
rikanischen Armee besetzten westrhe1111schen Gehide wiihrl'ml der c·r•;le11 /\prdh;ilfk l'J4) (in: 
Zwischen Befreiung und Besatzung, /\nalysc<n des lJS-Gc:hc1111dirnstc·s iihn 1'<1'1t101wn und 
Strukturen. Hg. von Ulrich Borsdorf und Lutl. Ntdhamm:r, Wu1,pcrtal l'l76, S. 2"/-40, lul'1· 
s. 34 f.). 
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Rüdiger llachtmann 

ben? Die empirischen Befunde sind hier nicht eindeutig: Die Aversion deutscher Ar-
beitskräfte gegenüber ,Fremdarbeitern' reichte von Beschwerden, daß sie sich „nach 
Feierabend mit den Russen zusammen waschen" mußten, und „ungehaltenen" Äuße-
rungen darüber, daß in der Industrie eingesetzte französische Kriegsgefangene relativ 
hohe Löhne ausgezahlt bekamen, bis hin zu brntalsten Mißhandlungen insbesondere 
von Ostarbeitern beiderlei Geschlechts durch deutsche Vorgesetzte. 64 Andererseits 
brachte der Umgang mit sowjetischen Arbeitskräften die von NS-Propaganda über-
nommenen rassistischen Anschauungen ins Wanken. Der SD berichtete z.B. Ende 
1942 aus Dortmund (wo überdurchschnittlich viele ,Ostarbeiter' eingesetzt waren), 
daß die einheimische Bevölkerung irritiert festgestellt habe, „daß nicht alle Russen ein 
so schlechtes Bild abgeben, wie es ( ... ) in der deutschen Propaganda gezeichnet wur-
de. Da der Bevölkerung die Russinnen größtenteils als verkommene Flintenweiber 
dargestellt wurden, wundert man sich, wenn man bei den hier eingesetzten Russinnen 
ein Reinlichkeits- und Ordnungsbedürfnis feststellt, das hinter dem der deutschen Frau 
nicht zurücksteht (. „). Ebenso verhält es sich mit dem allgemeinen Bildungsstand der 
Russen. Der größte Teil der Bevölkerung ist in dem Glauben, in Rußland gäbe es fast 
nur Analphabeten und ist dann erstaunt, wenn er bemerkt, daß viele Russen russisch-
deutsche Schulbücher und Wörterbücher mitgebracht haben und daß manche Russen 
sogar deutsch sprechen. Auch die Behandlung, die den eingesetzten Russen und Rus-
sinnen zuteil wird, ist Gegenstand eingehender Erörtenmg, ( ... ) insbesondere (die) an-
geblich zu geringe Beköstigung, zu schwere Arbeit und eine nicht ausreichende Be-
treuung" .65 In nicht wenigen Fällen entwickelte sich aus derartiger Kritik aktive Hil-
fe, die von „unzulässigem Handel zwischen deutschen und Ostarbeitern mit Lebens-
mitteln" bis zur Fluchthilfe reichen konnte, obgleich insbesondere bei „Verstößen ge-
gen die Bestimmungen über den Verkehr mit Ostarbeitern (. „) die Schuldigen exem-
plarisch" drakonisch bestraft wurden.66 Alles in allem schein.t die völlige Verände-
rung der Belegschaftsstrukturen während des Krieges freilich die traditionellen For-
men des Zusammenhalts innerhalb der Arbeiterschaft - weiter - geschwächt zu haben. 
Bereits vor dem Krieg hatten durch politische Repression erzwungene Individualisie-
rung: die gegenüber der Zeit vor 1933 deutlich erhöhte Aufstiegsmobilität (innerhalb 
der Arbeiterschaft sowie über die Klassengrenze hinaus) und die gezielte Belohnung 
leistungsorientierten Verhaltens vielfach zu einer allmählichen Ablösung solidarischer 

/ 64 Vgl. Meldungen aus dem Reich, Die geheimen Lageberichte des Sicherheitsdienstes der 
/ SS 1938-1945, hg. von Heinz Boberach, Herrsching 1984; hier; (jeweils über Dortmund) vom 
1 

26. Jan. bzw, 16. Febr. 1942, S. 3218, 3324, sowie die von Ulrich Herbert (Fremdarheiter, S. 
217) geschilderten Fälle von Mißhandlungen ausländischer Arbeiterkräfte bei Krupp. 

65 Meldungen aus dem Reich vom 21. Sept. 1942, S. 4235 f. 
66 Vgl. Sitzungen des VR/OHW vom 16. Jan„ 26. Aug. 1941 und 22. Sept. 1943, in: HA 

GHH 400 1026/10 bzw. 400 144/20; weitere Beispiele bei Werner, Bleib übrig, S. 293 ff. 
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Zur /,ag<' der !nd11srricarheircrsd1ajf im Ruhri;l'hier ... 

Verhaltensweisen durch eher individualistische, auf die eigene ,Karriere' urientierte 
Mentalitäten geführt. Die gründliche Zerstiirung einer eigenstiindigen Arbeiterkultm 
durch das NS-Regime verstärkte zudem die Orientierung auf die eigene Familie. Die 
Erfahrung, daß Luftangriffe und andere Formen der kriegsbedingten Zerstiirung von 
Wohnraum in den Städten Not und Elend weitgehend unabhängig vnn sozialer 
Schichtzugehörigkeit zur Folge hatten, sowie die gleil:hfalls snziale Unterschiede 
scheinbar einebnenden ,Kriegskameradschaften' und Frnnterlehnisse vieler Industrie-
arbeiter lockerten generell die Bindungen an traditionelle Wertvorstellungen de!' /\r-
beiterbewegung.67 Im Hinblick auf die Geschichte der deutschen lndustriL~arheiter

schaft stellten die zwiilf Jahre, die das ,tausendjährige Reich' iihcnlalll,rft'. ·:inen Ein-
schnitt dar, wie er tiefgreifender kaum zu denken ist. 

67 Vorbereitet wurden diese Mentalitiitsiimkrungen sicherlid1 a11d1 durch 'l1c·lliilt1t•c hkb-
nisse vor 1933: Neben den ,Frontgc1ncinschalts'-Erldmisscn wiihrc'mi dc:s fa,tl'n Wcltkn·.'~"''' 

und Krisenerfahrungen ab 1929 diirfte für die Arbeikrs•:haft lk:; l~uhrg,,hids aucl1 dt'r R11hr-
kampf 1923 in dieser Hinsicht eine wichtige Erfahrung gc\WSt>n sein. wurde hier doch iih·-·r aik' 
politischen und Klassengrenzen hinweg gegen einen vermeintlich nationakn Fernd Frnnt ~'.c' 

macht und damit ,Volksgemeinschaft· politisch praktiw:>rt. 
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~ Tabelle 1: Vertrauensrats-Wahlen in ausgewiihlten Betrieben der Eisen- und Stahlindustrie sowie der Metallverarbei- ~ 
tung des Ruhrreviers 1934 und 1935 (in v.H. der Abstinunungsberechtigten) ~ 

Abstimmungs- abgegebene Gesamt- Teil- Unverändert 
g. 
3 berechtigte (a) gültige Stimmen ablehnungen (b) ablehnungen :::. ::. 

1934 1935 1934 1935 1934 1935 1934 1935 1934 1935 
::. 

(absolut) (v.H.) (v.H.) (v.H.) (v.H.) 

Krupp-Gußstahlfabrik, Essen 26.579 35.334 88,8 92,9 19,6 19,7 9,4 11,2 71,0 69,1 
Bochumer Verein für Gußstahlfabrikation (c) 9.819 14.912 85,8 93,3 - 6,2 - 6,5 - 80,6 
Dortmund-Hörder-Hüttenverein (c) - 12.225 74,6 - 8,2 - 3,1 - 63,3 
August-Thyssen-Hüne, Duisburg-Hamborn (c) - 11.190 - 92,1 - 13,0 - 9,3 69,8 
Oberhausener Hüttenwerke der GHH 6.459 7.525 89,0 89,5 16,0 12,8 13,4 - 63,2 
Ruhrstahl AG, Witten/Ruhr (c) (d) 3.459 4.421 93,0 92,5 6,6 5,2 6,1 9,1 80,3 78,2 
Hüttenwerke Siegerland, Siegen (c) (e) 4.160 4.370 77,9 85,2 6,9 14,3 17,2 14,2 53,8 56,7 
Deutsche Eisenwerke, Mülheim/Ruhr (c) 3.052 3.687 94,7 94,9 12,2 2,4 13,l 11,3 69,4 81,2 
Deutsche Röhrenwerke, Düsseldorf (c) (f) 2.689 2.792 90,l 94,8 19,5 28,2 6,9 5,7 63,7 60,9 
Bergische Stahlindustrie KG, Remscheid (c) 1.912 2.229 89,2 88,8 8,0 13,5 7,1 7,6 74,1 67,7 
Westfälische Union, Hamm (c) (g) 1.255 76,3 7,4 - 25,8 43,1 
Abteilung Düsseldorf der GHH 1.213 1.143 92,l 87,3 12,l 15,7 21,5 18,9 58,5 52,7 
Eisenwerk Wanheim GmbH, 

Duisburg-Wanheim (c) 709 1.084 94,8 93,2 16,4 5,4 13,8 11,4 64,6 76,4 
Bandeisenwalzwerke, Dinslaken/Ndrh. (c) 816 1.075 95,9 95,6 1,8 0,9 43,4 2,4 50,7 92,3 
"Wurag", Eisen- und Stahlwerke, 

Wickede u. Hohenlimburg (c) 929 980 88,5 84,5 9,3 4,9 15,0 19,1 64,2 60,5 
Stahlwerke Brüninghaus, Werdohl (c) (h) 570 964 92,6 94,1 9,1 15,0 36,7 6,6 46,8 72,5 
Abteilung Gelsenkirchen der GHH 830 959 93,3 95,4 10,4 10,6 36,6 8,7 46,4 76,l 
Deutsche Edelstahlwerke AG, Krefeld (c) 599 838 84,5 93,3 12,0 7,9 4,5 17,5 67,9 67,9 
Wagner & Co., Werkzeugmaschinen-

fabrik mbH, Dortmund (c) 463 626 69,5 74,9 ? 7,2 ? 51,9 ca.43,0 15,8 
Concordia-Hütte GmbH, Engers (Rhein) (c) 508 546 93,3 79,3 2,3 4,4 26,8 26,2 64,2 48,7 
Eisenindustrie zu Menden und Schwerte (c) 424 ca.430 96,0 ca.100,0 8,5 4,9 10,4 27,4 77,1 67,7 
Friedrich Thomee AG, Werdohl (c) 228 69,3 32,5 7,4 29,4 
Gehr. Knipping Nieten- und 

Schraubenfabrik GmbH, Altena/W. (c) 223 234 86,5 88,9 4,9 12,4 14,3 11,5 67,3 65,0 
Kleineisen- u. Schrauben-

fabrik GmbH, Essen-Steele (c) 154 74,0 13,7 8,4 51,9 
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Zusammen 
Offizielles Ergebnis (Dt. Reich) (i) 
darunter 
- Gau Essen (i) 
- Gau Düsseld0rf (i) 

(a) Abstimmungsberechtigt waren 
(b) Ungültige oder ganz durchgestrichene Stimmzettel. 

7,15 Mio. 

0,27 Mio. -
0,33 Mio. -

(c) Zu Vereinigte Stahlwerke (eins;;hließlich Mehrheitsbeteiligungen). 

91,5 

92,l 
92,6 

(d) Nur Stahlwerk Krieger, Werke Wirren, Witten-Annen, Gelsenkirchen und Brackwede. 
(e) Nur Charlottenhütte Nieders;;heiden, Weissblechwerk Wissen, Weiss- und Feinblechwerk Hüsten. 
(0 Nur die Werke in Düsseld0rt~ Dinslaken, Hilden und Immigrath. 
(g) Nur Werke Brünn, Iburg, Hamm und Lippstadt. 
(11) Nur Werke Werdohl und \"e,thofen (b. Schwerte). 

8,5 Gl 

11,l (i) 
12,6 (i) 

(i) 1934 wurden seitens der DAF o.a. keine allgemeinen Ergebnisse ver0ffont1icht. 
lj) Gültif!e Stimmen minus Anzatil der "Ja-Stimmen$. 
Quelk: (vereinigte Stahlwerke:) Thyssen Archiv VSt.SW :l~Jl-03. Bd. 3 bzw. 5: (Gutehoffnungshütte:) Hist0risches Archiv der GHH 400 102618. 400 144il2, 
-100 144.'l.!: rKrnrr-Gußstahlfabrik:) Wolfgang Zollitsch: Die Vertrauensratswahkn von 1934 und 1935. In: GG 15. Jg. (1989). S. 370f.: Gustav-Herrnann 
Seebc!J: Ein Stahlkonzern im Dntkn Reich. Der B0;;humer Verein 1927-1\>45. Wuppertal 1981, S. 215ff.: "Der Angriff$ !'Ir. 90 vom :o. April 1~35. 
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Tabelle 2: Lohnentwicklung in drei Hochofen- und Stahlwerken (a) des Ruhrreviers 
(nominelle Bruttostundenverdienste; in Rpj.) 

Facharbeiter Angelernte Hilfsarbeiter 

1928 115,0 104,6 93,0 
1929 119,0 108,9 96,0 
1930 114,5 104,4 93,0 
1931 108,0 97,9 89,0 
1932 90,2 82,2 74,0 
1933 91,1 82,9 73,0 
1934 94,9 86,3 75,0 
1935 98,0 89,1 77,4 
1936 100,2 91,1 79,2 
1937 100,5 91,4 79,4 
1938 103,4 94,0 81,8 
1939 103,7 94,3 82,0 
1940 103,6 94,2 81,9 
1941 104,7 95,2 82,8 
1942 106,0 96,4 83,9 
1943 107,l 97,4 85,0 
1944 107,8 98,0 85,3 

Herbst 1948 115,0 100,0 94,0 

(a) August Thyssen-Hütte AG, Duisburg-Hambom (VSt.): Hüttenwerke Ruhrort-Meiderich AG, 
Duisburg-Ruhrort (VSt.); Hüttenwerk Rheinhausen (Krupp). 

Quelle: Fritz Poth: Die Entwicklung der Löhne im Steinkohlenbergbau, in der eisenschaffenden Industrie 
und im Baugewerbe seit 1924. Köln 1950, S. 27, 53, 88. 

Tabelle 3: Dauer der Betriebszugehörigkeit der in der rheinisch-westfälischen Eisen-
und Stahlindustrie beschäftigten Arbeitnehmer (in v.H.). 

unter 1 Jahr 
1 bis 5 Jahre 
5 bis 10 Jahre 
10 bis 25 J ahrc 
25 bis 40 Jahre 
über 40 Jahre 

Angestellte 
1936 1939 
10,8% 
25,0% 
12,2% 
33,0% 
16,9% 
2,1% 

11,6% 
32,0% 

9,2% 
28,5% 
16,3% 
2,4% 

Quelle: HA GHH 400 1214/0. 

262 

Arbeiter 
1936 1939 
14,3% 
34,1% 
12,8% 
29,5% 

8,5% 
0,8% 

17,0% 
35,2% 
11,2% 
26,8% 

8,7% 
1,1 % 
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Zur L11g1' der Indus1rirnr/;eil1'r.1·cht!fi im Ruhrgchid ... 

Tabelle 4: Überstunden und Sonntagsstunden in da Krupp-Gufistahlfährik je !lrbcita 
(a) im Monatsdurchschnitt J 935 his 1942. 

normak Überstd. Sonntags- Arbeil~stJ Überstd. Sonntagssttl. Tiigllehc, 
Arbeilsstd. std. in:-:gesaml i11 v.H. silmt liehe Std durch 

schniulichL· Arbeit 
1eit pro Arb. 

1935 198,14 6,09 6,35 210,58 2,89 % 3,0'.'',{ 8,28 
1936 199,80 7,65 6,64 214,09 3,57% 3, 10% 8,40 

1937 201,01 8,22 6,78 216,01 1,81 % '.l,14% 8,4-l 
1938 199,14 14,53 7,30 220,97 6,58% 3,30% 8,55 
1939 (b) 195,82 16,32 8,26 220,40 7,-10% l ,'/S 'i~i 8,60 
1940 200,85 19, 18 11,86 231,89 8,27% 5,11 % 8,92 
1941 197,35 22,19 14,83 234,'.l7 '.l,4'1% o,:13'!~ 9,01 
1942 192,92 26,03 14,02 232,'l7 11.17% b,02% H,9b 

(a) Nicht crfaJlt sind: Krankenanstalt, Krankenkasse, Zahnklinik, WDhnungsvcrwaltung, Graph. Anstalt, 
Bücherhalle, Werksbücherei, Ilildungsvcrein sowie Wärter, Wasch· und Put1.fraucn. 
(b) Ab April 1939: nur miinnlichc Arbeiter. 

Quelle: Statistisches Jahrbuch der Fric,dr. Krupp AC;, April/Sept l'l·lJ. hg V<lln Siatistiscbc·n llüw der 
Fricdr. Krupp AG, S. 98f. 

Tabelle 5: Krankenstllnde in ausgewählten Betrieben dN rhcinisch-111('.\'{fil!i.1·c!l1'11 
Eisen- und Stahlindustrie 1928 his 1944 (Jahresdurchschnitll' (a}) 

Krupp Uutd10ffnunp· Vereinigte Zum V<'ri;l!'ich 
Gul\stahlfabrik hiittc (b) Stahlwerk._; Vcn~inigtc Sien1c~11s-Wl~rLe 

1928 4,3 4,4 ü,l 
1929 5,5 4, 1 (,_9 

1932 2,6 2, 1 ),() 

1933 2,3 2,2 2.8 
1934 2.5 J,O 

1935 2,4 2,8 l ,'.\ 
1936 2,7 2,9 .l,5 
1937 3,0 4,5 3, 1 :i ,3 
1938 3,1 4,1 3.1 J.il 
1939 3,9 5,4 3,3 .\,'/ 
1940 2,6 3,9 4.6 
1941 3,8 4,5(l') 
1942 5,2 6,9 5' 1 
1943 5,2 4,8 'i,3 4,8 
1944(d) 6,8 5,9 5,7 5,7 

(a) Kalenderjahr oder Gcschii ftsjahr ( 1928 = 1927128 us\1. ); ;il, J '142 c111:;chl1dll1-:l1 ·111:,l:i11d1:<c'l1cr 

Arbcitskrällc. 

l 
1 
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(b) 1929: nur Walzwerke Oberhausen und Neu-Oberhausen; 1933 und 1937; Walzwerke Oberhausen 
und Neu-Oberhausen sowie Eisenhütte Oberhausen. 
(c) Ohne Weiterverarbeitung (sonst: mit Weiterverarbeitung). 
(d) GHH und Siemens: Oktober 1944. 

Quelle: Statistische Monatsberichte der Vereinigten Stahlwerke; Historisches Archiv Krupp WA 41/3-
740b; Bundesarchiv Koblenz R 121/Bd. 336; (GHH und Krupp-Gf. 1928-1937:) Hisashi Yano: 
Hüttenarbeiter im Dritten Reich. Die Betriebsverhältnisse und soziale Lage bei der Gutehoffnungshütte 
und der Fried. Krupp AG 1936-1939. Stuttgart 1986, S. 174f.; (VSt. 1942-1944:) Michael Prinz: Vom 
neuen Mittelstand zum Volksgenossen. Die Entwicklung des sozialen Status der Angestellten von der 
Weimarer Republik bis zum Ende der NS-Zeit. München 1986, S. 269; (Krupp 1944:) Ulrich Herbert: 
Fremdarbeiter. Politik und Praxis des „Ausländereinsatzes" in der Kriegswirtschaft des Dritten Reiches. 
Berlin/Bonn 1985, S. 209; Siemens-Archiv-Akten 14/Lg 977, 15/lc 774. 

Tabelle 6: Effekt der vertrauenslirztlichen Kontrolluntersuchungen auf die 
Krankenstande der Krupp-Gußstahlfabrik und der Gutehoffnungshlltte (a) 1937 bis 
1941 

Vor der Untersuchung krankgeschrieben 
- Krupp-Gußstahlfabrik 
- Gutehoffnungshütte 
davon meldeten sich ohne vertrauensllrzt/iche 
Untersuchung wieder zur Arbeit 
(„ Vorladegewinn"; in v.H.) 
- Krupp-Gußstahlfabrik 
- Gutehoffnungshütte 
von den zur Untersuchung Erschienenen 
wurden durch den Vertrauensarzt weiterhin 
arbeitsunflihig geschrieben (v.H.) 
- Krupp-Gußstahlfabrik 
- Gutehoffnungshütte 

1937 

9.569 

65,1% 

1938 

9.327 
4.523 

38,4% 

59,2% 
63,5% 

1939 

18.718 
6.052 

36,4% 

52,9% 
64,6% 

1940 1941 

19.623 
8.782 

41,3% 

49,7% 
54,0% 

(a) Angaben des Vertrauensarztes (1.4.-1.12.1938, 1.4.-1.7.1939, 1.7.-1.1.1942) zwecks 
Vergleichbarkeit auf das ganze Jahr hochgerechnet. 

Quelle: Tätigkeitsberichte des Vertrauensarztes der GHH. In: Historisches Archiv der GHH 400 140/20; 
Florian Tennstedt: Sozialgeschichte der Sozialversicherung. In: Handbuch der Sozialmedizin, Bd. III, hg. 
von Maria Blomke u.a„ Stuttgart 1975, S. 408. 
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